
BUNDESMINISTERJUM 
FÜR ARBEIT UND SOZIALES 
Zl.20.796/1-2/1990 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit- dem das Bauern-Sozial
versicherungsgesetz geändert 
wird (15.Novelle zum BSVG); 

Einleitung des Begutachtungs
verfahrens. 

An das 
Präsidium des 

Parlament 
1017 Wi e n 

Stubenring 1 

Telefon (0222)JtWO 71100 
Telex 111145 oder 111780 
p .s.K. Kt9.Nr. 5070_004 
Auskunft 

Helmut BRUCKNER 

Klappe 6352 Durchwahl 

( Q/rlf? 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziale� beehry sich, 

30 Ausfertigungen des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert wird (15.Novelle 

zum BSVG) , samt Erläuterungen und Textgegenüberstellungen zu 

übermitteln. Es wird ersucht, die Obmänner der parlamen

tarischen Klubs zu beteilen. 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates anläßlich der 

Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes wurden die begut

achtenden stellen aufgefordert, 25 Ausfertigungen ihrer 

Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln. 

Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme wurde mit 30.M�rz 
11mb'" ;;;;:a 

1990 festgesetzt • 

..... '-... 1&1) ..... ,.1. ft_fir!i:�' 

Für den Bundesminister: 

Friedrich WIRTH 

Für die Richtigkeit 
der A�;crtigung: 

OVR: 0011001. tAÄ 00I103S bis 0011116. Ai. 001S008 .. 00151154. lIÄ 0011134 .. 001118J 

295/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 1 von 46

www.parlament.gv.at



REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR ARBEIT UND SOZIALES Zl. 20. 796/1-2/90 

BU.:ndesgesetz vom • • • • • • • • • • . . • • • • • • • • • • • • • • • , mit 

dem das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert 

wird (15. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGB1. Nr. 

559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 

684/1978, BGBl. Nr. 532/19 79, BGBl. Nr. 58 7/1980, BGBl. Nr. 

284/1981, BGBl. Nr. 590/1981, BGBl. Nr. 649/1982, BGBl. Nr. 

384/1983, BGBl. Nr. 592/1983, BGBl. Nr. 486/1984, BGBl. Nr. 

104/1985, BGBl. Nr. 205/1985, BGBl. Nr. 113/1986, BGBl. Nr. 

564/1986, BGBl. Nr. 611/198 7, BGBl. Nr. 616/198 7, BGB1. Nr. 

28 3/1988 ,  BGB1. Nr. 751/1988 und BGB1. Nr. 644/1989 wird 

geändert wie folgt: 
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1. Im § 12:Abs. 1 wird der Ausdruck "nicht der 
I 

Pflichtversi�herung" durch den Ausdruck "nicht der 

Pflichtversicherung nach diesem oder einem anderen 

Bundesgesetz� ersetzt. 

2. § 18 la�tet: 

"Mel.ungen der Leistungs (Zahlungs) empfänger 

§ 18 . Die 1eistungsempfänger bzw. Zahlungsempfänger (§ 71) 

sind verpfli�htet, jede Änderung in den für den Fortbestand 

der Bezugsberechtigung maßgebenden Verhältnissen sowie jede 

Änderung ihres Wohnsitzes bzw. des Wohnsitzes des 

Anspruchsberechtigten, soweit im folgenden nichts anderes 

bestimmt wird, binnen zwei Wochen dem Versicherungsträger 

anzuzeigen. Sie haben während des Pensionsbezuges bzw. 

während des Ruhens des Pensionsanspruches jede 

Erwerbstätigkeit binnen sieben Tagen nach deren Aufnahme zu 

melden. Einkommensänderungen, die auf Grund der 

all jährlichen Rentenanpassung in der Kriegsopfer- und 

Heeresversorgung bewirkt werden, unterliegen nicht der 

Anzeigeverpflichtung. "  

3. § 23 Abs. 4 lautet: 

" (4) Kann ein Versicherungswert im Sinne des Abs. 2 nicht 

ermittelt werden, weil von den Finanzbehörden für den 

land(forst) wirtschaftlichen Betrieb ein Einheitswert des 

land(forst) wirtschaftlichen Vermögens gemäß den §§ 29 bis 50 

des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird, so sind für 

die Ermittlung der Beitragsgrundlage für Pflichtversicherte, 

soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, die 

durchschnittlichen Einkünfte aus jeder die 

Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz begründenden 

Erwerbstätigkeit in dem dem Kalender jahr, in das der 

Beitragsmonat fällt, drittvorangegangenen Kalender jahr 
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heranzuziehen, die auf die Zeiten der Pflichtversicherung in 

diesem Kalenderjahr entfallen. Hiebei sind die für die 

Bemessung der Einkommensteuer herangezogenen Einkünfte des 

Pflichtversicherten zugrunde zu legen, falls die Zeiten der 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 

Pensionsversicherung voneinander abweichen, die Zeiten der 

Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung maßgebend. 

Beitragsgrundlage ist der gemäß den vorstehenden 

Bestimmungen ermittelte Betrag zuzüglich der auf eine 

Investitionsrücklage und auf einen Investitionsfreibetrag 

entfallenden Beträge, vervielfacht mit dem Produkt aus der 

Aufwertungszahl (§ 45) des Kalender jahres, in das der 

Beitragsmonat (Abs. 11) fällt, und aus den Aufwertungszahlen 

der beiden vorangegangenen Kalenderjahre, gerundet auf volle 

Schilling. Ist die Investitionsrücklage bzw. der 

Investitionsfreibetrag gewinnerhöhend aufgelöst worden, so 

sind die darauf entfallenden Beträge, die schon einmal bei 

Ermittlung einer Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz 

berücksichtigt worden sind, im gleichen Ausmaß bei 

Ermittlung der Beitragsgrundlage über Antrag außer Ansatz zu 

lassen. Der Antrag ist bis zum 30. Juni des Kalenderjahres 

beim Versicherungsträger einzubringen, in dem sich die 

gewinnerhöhende Auflösung der Investitionsrücklage bzw. des 

Investitionsfreibetrages auf die Beitragsgrundlage auswirkt. 

Kann innerhalb dieser Frist der entsprechende rechtskräftige 

Einkommensteuerbescheid mangels Vorliegens nicht beigebracht 

werden, so verlängert sich die Antragsfrist bis zum Ablauf 

des sechsten auf den Eintritt der Rechtskraft des 

Einkommensteuerbescheides folgenden Kalendermonates. Die 

Beitragsgrundlage darf jedoch den kleinsten sich gemäß 

Abs. 2 ergebenden Versicherungswert nicht unterschreiten. " 

4. § 26 Abs. 2 dritter Satz lautet: 

"Der Einbehalt ist auch vorzunehmen, wenn sich der 

Pensionist ständig in einem Staat aufhält, mit dem ein 

zwischenstaatliches Ubereinkommen besteht, auf Grund dessen 
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Anspruch auf Siachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft 
zu Lasten der iösterreichischen Sozialversicherung besteht, 
es sei denn, daß das ttbereinkommen Gegenteiliges bestimmt. " 

5. § 31 Abst 5 lautet: 

" (5) Der B,nd leistet über den Beitrag gemäß Abs. 3 

hinaus einen $eitrag 

a) in d�r Höhe der zur Finanzierung jährlich 

aufgkwendeten Mittel für eine nach dem 

31. Dezember 1987 gemäß § 207 genehmigte Erwerbung 

von Liegenschaften, ferner für eine nach dem 

31. Dezember 1987 gemäß § 207 genehmigte 

Errichtung, Erweiterung oder einen nach dem 

31. Dezember 1987 gemäß § 207 genehmigten Umbau von 

Gebäuden; der Beitrag des Bundes darf den Betrag 

der genehmigten Mittel nicht übersteigen; allfällig 

gebildete Ersatzbeschaffungsrücklagen sind in Abzug 

zu bringen; 

b) an den Versicherungsträger als Träger der 

Pensionsversicherung 5 Millionen Schilling als 

Zuschuß für den Umbau von Gebäuden, der gemäß § 207 

in Verbindung mit § 31 Abs. 6 lit. a des 

Allgemeinen Sozia1versicherungsgesetzes deshalb 

nicht genehmigungspf1ichtig ist, weil damit keine 

Änderung des Verwendungs zweckes verbunden ist. " 

6. Dem § 39 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Die Verjährung ist gehemmt, solange ein Verfahren in 

Verwa1tungssachen über das Bestehen der Pf1ichtversicherung 

oder die Feststellung der Verpflichtung zur Zahlung von 

Beiträgen anhängig ist. " 
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7. a) § 5 6  Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Wird neben einem Pensionsanspruch aus der 

Pensionsversicherung mit Ausnahme des Anspruches auf 

Waisenpension noch Erwerbseinkommen (Abs. 3 und 4) aus einer 

gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit, die nicht die 

Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz begründet, 

erzielt, so ruhen unbeschadet des Abs. 2 40 vH der Pension, 

mit dem Betrag, um den das im Monat gebührende 

Erwerbseinkommen 8 000 S übersteigt, höchstens jedoch mit 

5 0  vH des Betrages, um den die Summe aus Pension zuzüglich 

Hi1flosenzuschuß und Erwerbseinkommen im Monat den Betrag 

von 14 000 S übersteigt. " 

b) Im § 5 6  Abs. 2 wird der Punkt am Ende des ersten 

Satzes durch einen Beistrich ersetzt; folgender Satzteil 

wird angefügt: 

"höchstens jedoch mit dem Betrag des Erwerbseinkommens. " 

8. Der bisherige Inhalt des § 5 7  a erhält die Bezeichnung 

Abs. 1. Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

" (2) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn nach Anfall eines 

Pensionsanspruches aus eigener Pensionsversicherung aus 

davorliegenden Versicherungszeiten ein Anspruch auf 

Krankengeld gemäß § 122 Abs. 1 lit. b oder § 122 Abs. 2 Z 2 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes entsteht. " 

9. Im § 6 1  Abs. 1 Z 2 wird der Ausdruck "§ 6 des 

LOhnpfändungsgesetzes, BGBl. Nr. 5 1/195 5 , " durch den 

Ausdruck "§ 6 des Lohnpfändungsgesetzes 1985 , 

BGBl. Nr. 45 0, " ersetzt. 

10. a) Im § 6 2  Abs. 1 wird der Satzteil "die Bestimmungen 

der §§ 5 bis 9 des Lohnpfändungsgesetzes entsprechend 

anzuwenden sind" durch den Satzteil "das 

Lohnpfändungsgesetzes 1985 anzuwenden ist" ersetzt. 
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b) Im § 62i Abs. 2 letzter Satz wird der Ausdruck "§ 4 

Abs. 3 des Lohnpfändungsgesetzes" durch den Ausdruck "§ 4 

Abs. 3 des Lohnpfändungsgesetzes 1985" ersetzt. 

c) Im § 62! Abs. 4 letzter Satz wird der Ausdruck "§ 5 
, 

Abs. 1 Z 1 des Lohnpfändungsgesetzes, in der jeweils 

geltenden Fassung" durch den Ausdruck "§ 5 Abs. 1 Z 1 des 

Lohnpfändungsgesetzes 1985" ersetzt. 

11. § 66 lautet: 

"Verfall von Leistungsansprüchen 

infolge Zeitablaufes 

§ 66. (1) Der Anspruch auf Leistungen aus der 

Krankenversicherung, mit Ausnahme eines Anspruches auf 

Kostenerstattung oder auf einen Kostenzuschuß, ist vom 

Anspruchsberechtigten bei sonstigem Verlust binnen zwei 

Jahren nach seinem Entstehen, bei nachträglicher 

Feststellung der Versicherungspflicht oder 

Versicherungsberechtigung binnen zwei Jahren nach 

Rechtskraft dieser Feststellung geltend zu machen. 

(2) Der Anspruch auf Kostenerstattung oder auf einen 

Kostenzuschuß ist vom Anspruchsberechtigten bei sonstigem 

Verlust binnen drei Jahren nach Inanspruchnahme der Leistung 

geltend zu �achen. Bei nachträglicher Feststellung der 
i 

Versicherunßspflicht oder Versicherungsberechtigung verfällt 

der Anspruch frühestens nach Ablauf von zwei Jahren nach 

Rechtskraft dieser Feststellung. 

(3) Der Anspruch auf bereits fällig gewordene Raten 

zuerkannter Pensionen verfällt nach Ablauf eines Jahres seit 

der Fälligkeit. " 
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12. a) Im § 74 Abs. 1 Z 1 wird der Ausdruck 

"Gesundenuntersuchungen" durch den Ausdruck 

"Vorsorge (Gesunden)untersuchungen" ersetzt. 

b) Im § 74 Abs. 2 wird der Ausdruck 

"Gesundenuntersuchungen" durch den Ausdruck 

"Vorsorge (Gesunden)untersuchungen" ersetzt. 

13. Im § 75 Z 1 wird der Ausdruck "Gesundenuntersuchungen" 

durch den Ausdruck "Vorsorge (Gesunden)untersuchungen" 

ersetzt. 

14. § 78 Abs. 6 lautet: 

" (6 )  Eine im Abs. 2 Z 1 sowie Abs. 7 genannte Person gilt 

nur als Angehöriger, soweit es sich nicht um eine Person 

handelt, die 

a) im § 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die 

Sozialversicherung freiberuflich selbständig 

Erwerbstätigher, BGBI. Nr. 6 24/1978, angeführt ist, 

oder 

b) eine Pension nach dem in lit. a genannten 

Bundesgesetz bezieht, oder 

c) zu den in § 4 Abs. 2 Z 6 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes genannten Personen 

gehört. " 

15 . a) Die Uberschrift zu § 82 lautet: 

"Vorsorge (Gesunden) untersuchungen 

b) Im § 82 Abs. 1 wird der Ausdruck 

"Gesundenuntersuchungen" durch den Ausdruck 

"Vorsorge (Gesunden) untersuchungen" ersetzt. 
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c) Im § 82! Abs. 2 wird der Ausdruck 

"Gesundenuntersuchungen" durch den Ausdruck 

"Vorsorge(Gesunden) untersuchungen" ersetzt. 

16. § 91 Z 12 lautet: 

"2. Die den öffentlichen Krankenanstalten gebührenden 
I 

Pflegegebühr�nersätze sind nach Maßgabe des § 80 Abs. 3 zu 

80 vH vom ve�sicherungsträger und zu 20 vH vom Versicherten 

zu entrichte�. Alle Leistungen der Krankenanstalten mit 

Ausnahme der :in § 27 Abs. 2 des Krankenanstaltengesetzes, 

BGBI. Nr. 1/1957, angeführten Leistungen sind 

a) mit � den vom Versicherungsträger anteilig gezahlten 

Pflegegebührenersätzen, 

b) mit den im § 27 a des Krankenanstaltengesetzes 

vorgesehenen Kostenbeiträgen, 

c) mit den vom Versicherten nach § 80 Abs. 2 zu 

leistenden Kostenanteil und 

d) mit den Beiträgen der Krankenversicherungsträger 

zum Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 

abgegolten. " 

17. Nach § 113 wird folgender § 113 a eingefügt: 

"§ 113 a. '(1) Kommen für den Versicherten gemäß § 120 

Abs. 1 die Leistungen aus der Pensionsversicherung nach 

diesem Bundesgesetz in Betracht, so tritt für männliche 

Versicherte, die nach Vollendung des 50 . Lebensjahres und 

für weibliche Versicherte, die nach Vollendung des 

45. Lebens jahres erstmalig aus einem Dienstverhältnis 

ausgeschieden sind und ein anderes Dienstverhältnis mit 

einer geringeren Entlohnung angenommen haben (Abs. 2), wenn 

es für sie günstiger ist, die nach Abs. 3 ermittelte 

Bemessungsgrundlage an die Stelle der Bemessungsgrundlage 

nach § 113. 
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(2) Die Aufnahme eines Dienstverhältnisses mit geringerer 

Entlohnung nach Abs. 1 ist dann anzunehmen, wenn die 

monatlichen Beitragsgrundlagen des Jahres, das auf das Jahr 

des Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis folgt, kleiner 

sind als die monatlichen Beitragsgrundlagen des Jahres, das 

vor dem Jahr des Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis 

liegt. § 242 Abs. 5 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Bemessungsgrundlage ist unter entsprechender 

Anwendung des § 113 mit der Maßgabe zu ermitteln, daß als 

Bemessungszeitpunkt der 1. Jänner des Jahres herangezogen 

wird, in dem der Versicherte aus dem Dienstverhältnis im 

Sinne des Abs. 1 ausgeschieden ist. " 

18. a) Im § 140 Abs. 4 lit. b wird der Ausdruck 

"Studienförderungsgesetz" durch den Ausdruck 

"Studienförderungsgesetz 1983" ersetzt. 

b) § 140 Abs. 7 dritter Satz lautet: 

"Als monatliches Einkommen gilt für Personen, die mit dem 

Ehegatten (der Ehegattin) im gemeinsamen Haushalt leben, bei 

einem Einheitswert von 77 000 S und darüber sowie bei 

alleinstehenden Personen bei einem Einheitswert von 5 4  000 S 

und darüber ein Betrag von 35 vH des Richtsatzes, und zwar 

1. für alleinstehende Personen und für 

Pensionsberechtigte auf Witwen (Witwer) pension bzw. auf 

Waisenpension des Richtsatzes nach § 141 Abs. 1 lit. a bb, 

2. für alle übrigen Personen des Richtsatzes nach § 141 

Abs. 1 lit. a aa, 

gerundet auf volle Schilling. " 
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19. § 141 Ab�. 1 lautet: 

" (1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der Bestimmungen 

des Abs. 2 

a) für Pensionsberechtigte aus eigener 

Pensionsversicherung, 

aal wenn. sie mit dem Ehegatten 

(der Ehegattin) im gemeinsamen 

Haushalt leben • . • • • • • • • • • • . • •  • · • • •  7 984 S, 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 

aal nicht zutreffen • . . • • • • • . . • • • • •  5 5 74 S, 

b) für Pensionsberechtigte auf 

Witwen (Witwer)pension . . • • • • • . • • . • • • . • •  5 574 S, 

c) für Pensionsberechtigte auf Waisenpension: 

aal bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres • • • • . • • • • • • • • • • • • •  2 081 S, 

falls beide Elternteile 

verstorben sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 127 S, 

bb) nach Vollendung des 

24. Lebensjahres . . • • • • • • • • • • • • • • . •  3 6 97 S, 

falls beide Elternteile 

verstorben sind • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  5 5 74 S. 

Der Richtsat� nach lit. a erhöht sich um 595 S für jedes 

Kind (§ 119), dessen Nettoeinkommen den Richtsatz für 

einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres nicht erreicht. " 

20. Dem § 186 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 

"Ist die Bestellung des neuen Mitgliedes (Stellvertreters) 

durch eine Enthebung des ausgeschiedenen Mitgliedes 

(Stellvertreters) von seinem Amt (§ 188) erforderlich 
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geworden und tritt nachträglich die Entscheidung über diese 

Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen 

Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der Bestellung des neuen 

Mitgliedes (Stellvertreters) . "  

21. Dem § 188 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

" (8)  Der Beschwerde gegen die Enthebung eines 

Versicherungsvertreters (Stellvertreters) von seinem Amt 

kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Eine Aufhebung der 

Entscheidung über die Enthebung eines 

Versicherungsvertreters (Stellvertreters) wirkt nicht 

zurück. " 

22. § 192 Abs. 4 lautet: 

" (4) Scheidet der Vorsitzende (Stellvertreter des 

Vorsitzenden) eines Verwaltungskörpers infolge einer 

Enthebung von seinem Amt als Versicherungsvertreter (§ 188) 

aus und tritt nachträglich die Entscheidung über diese 

Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen 

Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen einer bereits erfolgten 

Wahl seines Nachfolgers und es ist neuerlich eine 

entsprechende Wahl durchzuführen. " 

Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung 5. 

23. Im § 197 Abs. 1 Z 2 wird der Ausdruck 

"Gesundenuntersuchungen" durch den Ausdruck 

"Vorsorge (Gesunden)untersuchungen" ersetzt. 

24. Dem § 219 a wird folgender Satz angefügt: 

"Zu den ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben zählt auch 

die Ubermittlung der bei der Einhebung der im § 2 7  a des 

Krankenanstaltengesetzes vorgesehenen Kostenbeiträge 

notwendigen Daten. " 
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25. Nach § 219 a wird folgender § 219 b eingefügt: 

"Umkechnung von ausländischen Einkünften 
, 

§ 219 b. sihd Einkünfte zu berücksichtigen, die in 
I 

ausländischeriWährung erzielt werden, sind sie in Schilling 
nach den in d�n Mitteilungen des Direktoriums der 
Oesterreichisbhen Nationalbank verlautbarten 
Jahres (Monats)durchschnittes der Mittelkurse für Devisen für 
die an der Wi�ner Börse notierten Währungen umzurechnen. 
Eine Kursändetung unter 10 vH gegenüber der letzten I 
Umrechnung bH:dbt unberücksichtigt. " 

Artikel 11 

Ubergangsbestimmungen 

(1) Der An$pruch auf die Leistungen der 
! 

Krankenversic�erung für Personen, die am 31. Dezember 198 7 

als Angehörig� galten, nach den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetze� aber nicht mehr als Angehörige gelten, bleibt 

auch über das Ende der Angehörigeneigenschaft aufrecht, 

solange die Voraussetzungen für einen am 31. Dezember 1990 

bestandenen Leistungsanspruch gegeben sind. 

(2) Die Bestimmungen des § 113 a des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 
I 

Z 17 sind nur: auf Versicherungsfälle anzuwenden, in denen 

der Stichtag nach dem 30. Juni 1990 liegt. 

(3) Sind Beitragsgrundlagen gemäß § 1 7  Abs. 5 lit. a des 

Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes 

oder § 25 Abs. 5 Z 1 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes in der bis 31. Dezember 1986 in 

Geltung gestandenen Fassung für die Bemessung der Pension 

maßgebend bzw. maßgebend gewesen, so ist auf Antrag des 
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Versicherten jene Beitragsgrundlage heranzuziehen, die sich 

aus der Anwendung des § 25 a Abs. 3 und 4 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes ergeben hätte. 

(4) Abs. 3 ist auf Antrag des Versicherten auch auf 

bescheidmäßig zuerkannte Leistungsansprüche anzuwenden, die 

am 30. Juni 1990 bereits bestanden haben. Eine sich daraus 

ergebende Erhöhung des Leistungsanspruches gebührt ab 

1. Juli 1990, wenn der Antrag bis 31. Dezember 1990 gestellt 

wird, sonst ab dem der Antragsteilung folgenden 

Monatsersten. 

(5) § 23 Abs. 4 des Bauern- Sozialversicherungsgesetzes in 

der am 30. Juni 1990 in Geltung gestandenen Fassung ist 

weiterhin anzuwenden, soweit der für die Ermittlung der 

Beitragsgrundlage maßgebende Einkommensteuerbescheid Beträge 

enthält, die auf eine vorzeitige Abschreibung und auf einen 

nichtentnommenen Gewinn entfallen. Ist die Rücklage für 

nichtentnommenen Gewinn gewinnerhöhend aufgelöst oder ist 

eine Investitionsrücklage gegen den Betrag einer vorzeitigen 

Abschreibung aufgelöst worden, so ist der darauf entfallende 

Betrag, der bei Ermittlung einer Beitragsgrundlage nach dem 

Bauern- Sozialversicherungsgesetz schon einmal berücksichtigt 

wurde, im gleichen Ausmaß bei Ermittlung der 

Beitragsgrundlage über Antrag außer Ansatz zu lassen. Der 

Antrag ist bis zum 31. Dezember 1989 des Kalenderjahres beim 

Versicherungsträger einzubringen, in dem sich die 

gewinnerhöhende Auflösung bzw. die Auflösung gegen den 

Betrag einer vorzeitigen Abschreibung auf die 

Beitragsgrundlage auswirkt. Kann innerhalb dieser Frist der 

entsprechende rechtskräftige Einkommensteuerbescheid mangels 

Vorliegens nicht beigebracht werden, so verlängert sich die 

Antragsfrist bis zum Ablauf des sechsten auf den Eintritt 

der Rechtskraft des Einkommensteuerbescheides folgenden 

Kalendermonates. 
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Artikel 111 

Schlußbestimmungen 

(1) Mit Wirksamkeit ab 1. Juli 1990 sind 

a) alle Pensionen aus der Pensionsversicherung, für 

die der Stichtag (§ 104 Abs. 2 des 

Bauern- Sozialversicherungsgesetzes) vor dem 

1. Jänner 1990 liegt, 

b) alle Hinterbliebenenpensionen, für die der Stichtag 

(§ 104 Abs. 2 des 

Bauern- Sozialversicherungsgesetzes) in der Zeit vom 

Jänner bis Juli 1990 liegt, wenn diese Pensionen 

von der Pension bemessen wurden, auf die der 

Verstorbene am Todestag Anspruch hatte, 

mit dem 1, 010fachen zu vervielfachen. Lit. b ist nicht 

anzuwenden, wenn der Stichtag für die Pension des 

Verstorbenen gleichfalls in der Zeit vom Jänner bis 

Juli 1990 liegt. Der Vervielfachung ist die Pension zugrunde 

zu legen, auf die nach den am 30. Juni 1990 in Geltung 

stehenden Vorschriften Anspruch besteht, wobei im übrigen 

§ 46 des Bauern- Sozialversicherungsgesetzes entsprechend 

anzuwenden ist. 

(2) Zu 

a) allen Pensionen aus der Pensionsversicherung, für 

die der Stichtag (§ 104 Abs. 2 des 

Bauern- Sozialversicherungsgesetzes) vor dem 

1. Jänner 1990 liegt, 

b) allen Hinterbliebenenpensionen, für die der 

Stichtag ( §  104 Abs. 2 des 

Bauern- Sozialversicherungsgesetzes) in der Zeit vom 

Jänner bis Juli 1990 liegt, wenn diese Pensionen 

von der Pension bemessen wurden, auf die der 

Verstorbene am Todestag Anspruch hatte, 

die im Monat Juli bezogen werden, gebührt eine 

außerordentliche Sonderzahlung. In den Fällen der lit. b 
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gebührt die außerordentliche Sonderzahlung nicht, wenn der 

Stichtag für die Pension des Verstorbenen gleichfalls in der 

Zeit vom Jänner bis Juli 1990 liegt. Die außerordentliche 

Sonderzahlung gebührt in der Höhe von 7 vH der für den Monat 

Juni ausgezahlten Pension einschließlich der Zuschüsse und 

der Ausgleichszulage. Ein allfälliges Ruhen ist außer 

Betracht zu lassen. 

(3) Sind nach den Bestimmungen des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes feste Beträge -

ausgenommen die Richtsätze nach § 141 und der Betrag nach 

§ 70 Abs. 2 zweiter Satz des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes - mit dem 

Anpassungsfaktor zu vervielfachen, sind diese Beträge mit 

Wirksamkeit ab 1. Juli 1990 mit dem 1,010fachen zu 

vervielfachen. Der Betrag nach § 70 Abs. 2 zweiter Satz des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes ist mit Wirksamkeit ab 

1. Juli 1990 mit dem 1,005fachen zu vervielfachen. Dabei 

sind die am 30. Juni 1990 in Geltung stehenden Beträge 

zugrunde zu legen. Die vervielfachten Beträge sind auf volle 

Schillinge zu runden. Die sich ergebenden Beträge sind durch 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 

festzustellen. 

(4) Die außerordentliche Sonderzahlung nach Abs. 2 hat 

bei der Ermittlung des Nettoeinkommens (§ 140 Abs. 3 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes, § 292 Abs. 3 des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, § 149 Abs. 3 des 

Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) außer Betracht zu 

bleiben. Sie ist unpfändbar. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgenden nichts 

anderes bestimmt wird, am 1. Juli 1990 in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft: 

- 15 -
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1. rückwitkend mit 1. Jänner 1990 Art. I Z 7, 16 und 

18 lit. b; 
, 

2. mit 1. Jänner 1991 Art. I Z 5. 

Artikel V 

Vollziehung 

i 
I 

Mit der Yollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
I 

1. hinsicbtlich der Bestimmungen des § 91 Z 2 des 

Bauern-Sozial�ersicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 16, die gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 1 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes in die Kompetenz der Länder 

fallen, die zuständige Landesregierung; mit der Wahrnehmung 

der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes der Bundesminister für Arbeit und 

Soziales; 

2. hinsichtlich § 31 Abs. 5 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 5 der Bundesminister für Arbeit und Soziales im 

Einvernehmen ,mit dem Bundesminister für Finanzen; 

3. hinsiqhtlich aller übrigen Bestimmungen der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales. 
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BSVG 

V o r  b 1 a t t 

A. Problem und Ziel 

Rechtsbereinigungen, wie sie schon anläBlich der 
letzten Novellierung des BSVG angekündigt wurden, 
und Anpassung der Pensionen an die Entwicklung 
der Löhne und Gehälter im Einklang mit der in Aussicht 
genommenen Änderung der Anpassung. 

B. Lösung 

Änderungen und Ergänzungen zur Verbesserung der Praxis 
und zur Anpassung an Rechtsentwicklungen auBerhalb 
der Sozialversicherung; zusätzliche Erhöhung der 
Pensionen um 1 vH und weitere Erhöhung der 
Ausgleichszulagenrichtsätze. 

c. Alternativen 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten 

173 Millionen S. 

295/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)18 von 46

www.parlament.gv.at



REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTER IUM FUR 

ARBEIT UND SOZ IALES Zl 20. 796/1-2/90 

E r I ä u t e r u n  g e n  

Hauptinhalt des gegenständlichen Entwurfes einer 

15. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz ist die 

legistische Vorbereitung der von der Bundesregierung bereits 

angekündigten zusätzlichen Erhöhung der Pensionen um 1 vH ab 

1. Jänner 1990. Analoges gilt für die 

Ausgleichszulagenrichtsätze. Die ursprüngliche Berechnung 

der Pensionsanpassung für 1990 hat bekanntlich eine 

Pensionserhöhung um 2 vH ergeben. Mit der in der 14. Novelle 

zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz vorgenommenen 

Pensionsanpassung um 3 vH ab 1. Jänner 1990 erfolgte bereits 

eine Aktualisierung an die Entwicklung der Löhne und 

Gehälter um ein Jahr. Als Folge der anhaltend günstigen 

Wirtschaftsentwicklung und der hohen Lohnabschlüsse in der 

jüngsten Vergangenheit erweist sich diese Aktualisierung als 

ungenügend. 

Die nunmehr vorgeschlagene weitere Pensionserhöhung, 

die zusammen mit der jüngst in Kraft getretenen 14. Novelle 

zum BSVG einer Pensionserhöhung um 4 vH für das Jahr 1990 

entspricht, bedeutet eine Aktualisierung der Anpassung um 

ein weiteres Jahr und damit eine Vorwegnahme der in Aussicht 

genommenen Änderung der Anpassung. Diese wird ab 1. Jänner 

eines jeden Jahres die voraussichtliche Entwicklung der 

Löhne und Gehälter dieses Jahres gegenüber dem Vorjahr 

widerspiegeln. 

Die entsprechenden Anpassungsregelungen werden derzeit 

von einer Arbeitsgruppe des Beirates für Renten- und 

Pensionsanpassung ausgearbeitet und in die Regierungsvorlage 

einer 49. Novelle zum ASVG aufgenommen werden. 
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Neben di�sen sozialpolitisch bedeutsamen Maßnahmen 

enthält der vbrliegende Novellenentwurf eine Reihe von 

Änderungen und Ergänzungen, die in erster Linie als 

Klarstellungen und Verbesserung der Praxis dienen werden 

bzw. in Anpasßung an Rechtsentwicklungen außerhalb der 

Sozialversicherung vorzuschlagen waren. Zum Teil stammen 

diese Änderungen aus dem zum gleichen Zeitpunkt versendeten 

Entwurf einer 49. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz, weil sie wegen einer 

gleichartigen Regelung in beiden Gesetzen zu übernehmen 

waren. 

Im einzelnen wäre hiebei hervorzuheben: 

- Klarstellurig der Voraussetzungen für den Eintritt der 

Formalversicherung bei Bestehen einer Pflichtversicherung 

- Besondere Meldepflicht für Leistungsbezieher im Falle der 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit 

- Neufassung des § 31 Abs. 5 BSVG 

Einführung einer Verjährungshemmung bei anhängigen 

Verwaltungsverfahren 

- Klarstellung bei Zitierung des Lohnpfändungsgesetzes 

(§  11 b Lohnpfändungsgesetz) 

- Klarstellung des Verfalls von Leistungsansprüchen infolge 

Zeitablaufs 

- Änderung d�r Terminologie von Gesundenuntersuchungen in 

Vorsorge (Gesunden) untersuchungen 

- Ausschluß der Angehörigeneigenschaft für bestimmte 

Pensionsbezieher nach dem GSVG 

- Rechtsber�inigung im Bereich der Vorschriften über die 

Verwaltun9skörper 

- Notwendige Ergänzung im Bereich der Datenübermittlung 

- Gesetzliche Ermächtigung für die Festsetzung von 

Umrechnungskursen in Schillingbeträge. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der im 

vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen gründet sich auf 

den Kompetenztatbestand "Sozialversicherungswesen" des 

Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird 

folgendes bemerkt: 

- 2 -
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Zu Art. I Z 1, 2, 5, 6, 7 lit. b, 11, 17, 20, 21, 22, 24 und 

25 (§§ 12 Abs. 1, 18, 31 Abs. 5, 39 Abs. 1, 56 Abs. 2, 66, 

113 a, 186 Abs. 6, 188 Abs. 8 ,  192 Abs. 4, 219 a und 219 b) : 

Diese Änderungen entsprechen den gleichartigen 

Änderungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, wie 

sie im Rahmen des Entwurfes einer 49. Novelle zum ASVG 

vorgeschlagen werden. Auf die entsprechenden Erläuterungen 

zum genannten Novellenentwurf des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes kann Bezug genommen werden, weil 

die in Betracht kommenden Ausführungen vollinhaltlich auch 

für die korrespondierenden Änderungsvorschläge zum Bauern

Sozialversicherungsgesetz Geltung haben. Um im Einzelfall 

das Auffinden der gewünschten Erläuterungen im 

ASVG-Novellenentwurf zu erleichtern, werden im folgenden die 

in beiden Gesetzen einander entsprechenden Vorschriften 

gegenübergestellt: 

BSVG ASVG 

§ 12 Abs. 1 · . . . . . . . . . . . . § 21 Abs. 1 

§ 18 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . § 40 

§ 31 Abs. 5 · . . . . . . . . . . . . § 80 Abs. 2 

§ 39 Abs. 1 · . . . . . . . . . . . . § 68 Abs. 1 

§ 56 Abs. 2 · . . . . . . . . . . . . § 94 Abs. 2 

§ 66 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . § 102 

§ 113 a · . . . . . . . . . . . . . . . . . § 238 a 

§ 186 Abs. 6 · . . . . . . . . . . . . § 421 Abs. 8 

§ 188 Abs. 8 · . . . . . . . . . . . . § 423 Abs. 8 

§ 192 Abs. 4 · . . . . . . . . . . . . § 431 Abs. 5 

§ 219 a · . . . . . . . . . . . . . . . . . § 460 c 

§ 219 b · . . . . . . . . . . . . . . . . . § 506 d. 

Zu Art. I Z 3 (§ 23 Abs. 4) : 

Mit dem vorliegenden Novellierungsvorschlag soll die 

aus dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz stammende 
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Regelung über!die Ermittlung der Beitragsgrundlage in den 

Fällen, in demen von den Finanzbehörden ein Einheitswert 

nach den Bewertungsvorschriften nicht festgestellt wird, an 

jene Fassung angepaßt werden, wie sie seit 1. Jänner 1990 im 

Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz besteht. 

Die Regelung des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes über den Sanierungsgewinn und 

den Veräußerungsgewinn soll nicht übernommen werden, weil 

diesen Einkornmensteilen - soweit dem Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales bekannt ist - im Bereich der Land- und 

Forstwirtschaft keine Bedeutung zukommt. 

Obgleich die Neuregelung des § 23 Abs. 4 BSVG im 

Dauerrecht entsprechend dem neuen Einkommensteuerrecht nur 

die Investitionsrücklage und den Investitionsfreibetrag 

erfassen kann, wird im Ubergangsrecht darauf Bedacht 

genommen, daß für die Jahre 1990 und 1991 die auf eine 

vorzeitige Abschreibung und auf einen nicht entnommenen 

Gewinn entfallenden Einkommensteile von Bedeutung sind. Auch 

in diesen Fällen wäre dem Versicherten die Möglichkeit 

einzuräumen, ein Ausscheiden aus der Beitragsgrundlage bei 

gewinnerhöhender Auflösung herbeizuführen. 

Zu Art. I Z 4 (§ 26 Abs. 2 dritter Satz) : 

Die in den letzten Jahren mit den nordischen Staaten 

geschlossenen Abkommen über Soziale Sicherheit, zuletzt mit 

Dänemark, BGBl. Nr. 77/1988, enthalten eine (für die 

nordischen Staaten im Hinblick auf das jeweils die 

Gesamtbevölkerung umfassende beitragsfreie 

Krankenversicherungssystem lediglich deklaratorische) 

Zuordnung der Pensionsempfänger zur Krankenversicherung der 

Pensionisten des Wohnortstaates. Auf Grund dieser Regelungen 

wird nach § 26 Abs. 2 dritter Satz BSVG auch von den in 

diese Staaten überwiesenen Pensionen ein Betrag von 3 vH der 

Pension einbehalten. 

Die nordischen Staaten haben in jüngster Zeit im 

Hinblick auf Beschwerden von Beziehern österreichischer 
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Pensionen mit Wohnort in diesen Staaten darauf hingewiesen, 

daß sich durch das Inkrafttreten des jeweiligen Abkommens 

die rechtliche Situation der Betroffenen nicht geändert habe 

und der vorgenannte Betrag von allen Pensionen einbehalten 

werde, ohne daß für Bezieher nur einer österreichischen 

Pension - wie im Verhältnis zu anderen Vertragsstaaten - die 

Leistungen im Wohnortstaat zu Lasten der österreichischen 

Sozialversicherung gewährt werden. 

Durch die vorgesehene Neufassung soll eine 

Neuorientierung im Verhältnis zu allen Vertragsstaaten - wie 

dies bereits im Verhältnis zu den Niederlanden auf Grund der 

in diesem Abkommen diesbezüglichen Sonderregelung für 

Bezieher nur einer österreichischen Pension der Fall ist -

dahingehend erfolgen, daß der Einbehalt nur mehr in den 

Fällen vorzunehmen sein soll, in denen eine 

Leistungsgewährung im Vertragsstaat zu Lasten der 

österreichischen Sozialversicherung erfolgt. In diesem 

Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, daß derzeit von 

allen in die Bundesrepublik Deutschland gezahlten Pensionen 

auf Grund einer bestehenden zwischenstaatlichen 

Sonderregelung kein Einbehalt vorgenommen wird, diese 

Neuorientierung aber auch im Verhältnis zur Bundesrepublik 

Deutschland im Rahmen der nächsten Revision des Abkommens 

zum Tragen gebracht werden soll, sodaß sich gesamt gesehen 

im wesentlichen keine finanziellen Auswirkungen ergeben 

werden. 

Zu Art. I Z 7 lit. a (§ 56 Abs. 1) : 

Mit dem vorliegenden Xnderungsvorschlag soll ein 

redaktionelles Versehen beseitigt werden. In der Fassung der 

Regierungsvorlage der letzten Novelle zum BSVG ist nämlich 

versehentlich die Einschränkung entfallen, daß es sich für 

den Eintritt des Ruhens in dieser Bestimmung um eine 

gleichzeitig ausgeübte Erwerbstätigkeit handeln muß, die 

nicht die Pflichtversicherung nach dem BSVG begründet. 
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Zu Art. I Z a (§ 5 7  a Abs. 2) : 

Die Ruh�nsregelung des § 5 7  a BSVG ist der des § 90 

ASVG nachgeb� ldet. Im Zuge der parlamentarischen Behandlung 

des Entwurfe� der 46. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversic�erungsgesetz wurde dem § 90 ASVG als Ergebnis 

der Ausschußberatungen ein Abs. 2 angefügt. Der 

Ausschußberipht enthält hiezu folgende Erläuterungen: 

"Durch �ie Bestimmung des § 90 ASVG soll die 
I 

ungeschmäler�e gleichzeitige Gewährung von mehreren dem 

gleichen Zwe!ck, nämlich dem Zweck des Ersatzes des 

Arbeitsverd�enstes, dienenden Leistungen aus der 

Sozialversicherung verhindert werden. 

Es ist 'sachlich nicht gerechtfertigt, daß das Ruhen 

gemäß § 90 ASVG nur dann eintritt, wenn der Pensionsanspruch 

nach Eintritt des Versicherungsfalles der Arbeitsunfähigkeit 

infolge Krankheit anfällt. 

Ein RuHen gemäß § 90 ASVG soll daher auch dann 

eintreten, wenn nach Anfall der Pension innerhalb der 

Schutzfrist wegen Arbeitsunfähigkeit ein Anspruch auf 

Krankengeldigeltend gemacht wird und der Krankengeldanspruch 

mit jener Beschäftigung zusammenhängt, aus der das 

Erwerbseinkommen resultierte, das durch die Pension ersetzt 

werden soll. " 

i 
Diesen l Uberlegungen kommt in gleicher Weise auch 

I 
Bedeutung f�r den Bereich des 

Bauern- Sozialversicherungsgesetzes zu und zwar für jene 

Fälle, in denen Versicherte auf Grund der geltenden 

Wanderversicherungsregelungen (§ 120 BSVG) zwar der 

Bauern-Pensionsversicherung zugehörig sind, aber vor 

Eintritt des Versicherungsfalles eine unselbständige 

Erwerbstätigkeit ausgeübt und aus der Krankenversicherung 

nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz Anspruch auf 

Krankengeld gemäß den näher zitierten Vorschriften des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes erworben haben. Es 
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wird daher eine Ergänzung des § 57 a BSVG im Sinne einer 

Anpassung an § 90 ASVG vorgeschlagen. 

Zu Art. I Z 9 und Z 10 (§§ 61 Abs. 1 Z 2 und 62 Abs. 1, 2 
und 4 ): 

Mit diesen Änderungsvorschlägen soll das 

Lohnpfändungsgesetz entsprechend der Fassung der 

Wiederverlautbarung zitiert und darüberhinaus sichergestellt 

werden, daß entsprechend der Anordnung des § 11 b des 

Lohnpfändungsgesetzes auch jene Bestimmung dieses Gesetzes 

auf die Pfändung von Leistungsansprüchen anzuwenden ist, 

nach der der Drittschuldner einen Teil der gepfändeten 

Forderung zur Abgeltung seines Bearbeitungsaufwandes 

einbehalten kann. 

Zu Art. I Z 12, 13, 15 und 23 (§§ 74 Abs. 1 Z 1, 74 Abs. 2, 

75 Z 1, 82 Abs. 1, 82 Abs. 2 und 197 Abs. 1 Z 2) : 

Diese Novellierungsvorschläge sehen in Anpassung an die 

gleichartigen Änderungen des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes im Entwurf einer 49. Novelle 

eine Erweiterung des Begriffes "Gesundenuntersuchungen" vor. 

Durch eine Einbeziehung des Begriffes "Vorsorgeuntersuchung" 

werden die Zielvorstellungen deutlicher zum Ausdruck 

gebracht. Auf die einschlägigen Ausführungen im genannten 

Novellenent�rorf des ASVG (vgl. insbesondere zu § 31 Abs. 3 

Z 18 ASVG) wird in diesem Zusammenhang besonders 

hingewiesen. 

Zu Art. I Z 14 (§ 78 Abs. 6): 

Gemäß § 4 Abs. 2 Z 6 GSVG sind von der 

Krankenversicherung Pensionsbezieher ausgenommen, wenn der 

Pensionsbezug im wesentlichen auf eine Erwerbstätigkeit -
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bei Hinterbl�ebenpensionen auf eine Erwerbstätigkeit des 

Verstorbenen i- zurückgeht, die die Pflichtversicherung in 

der Pensionsversicherung als Wirtschaftstreuhänder begründet 

hat. Diese AUsnahmeregelung stützt sich darauf, daß nach dem 

Freiberuflic�en Sozialversicherungsgesetz auch den 

Mitgliedern �er Kammer der Wirtschaftstreuhänder der Zugang 

zur Krankenv� rsicherung nach dem GSVG offensteht. Wenn die 

Kammer der W�rtschaftstreuhänder Maßnahmen zur Einbeziehung 
I 

ihrer Mitgli�der in die Gewerbliche 
i 

Selbständiger-Krankenversicherung bisher nicht ergriffen 

hat, könne e� nach den Gesetzesmaterialien auch nicht 

Aufgabe andeirer Berufsgruppen sein, den fehlenden 

Riskenausgleich zwischen Aktiven und aus dem Berufsleben 

ausgeschied�nen Wirtschafts treuhändern durch ihre 

Beitragsleistung zu ersetzen. 

Diesen Uberlegungen ist in besonderer Berücksichtigung 

der äußerst angespannten finanziellen Lage der 

Bauern-Krankenversicherung auch für die Frage der 

Anspruchsberechtigung auf Leistungen der Krankenversicherung 

für Angehörige Bedeutung zuzubilligen. Es betrifft dies jene 

Personen, die als ehemalige Wirtschaftstreuhänder 

(Hinterbliebene nach Wirtschaftstreuhändern) eine Pension 

nach dem GSVG beziehen und nach der eingangs angeführten 

Ausnahmebestimmung von der Krankenversicherungspflicht 

(Krankenversicherung der Pensionisten) ausgenommen sind, 

jedoch als Angehörige nach einem Versicherten gelten. 

Der vorliegenden Novellierungsvorschlag zielt in den 

angeführten Belangen auf eine Gleichbehandlung mit jenen 

Pensionsbeziehern ab, die eine Pension nach dem 

Freiberuflichen Sozialversicherungsgesetz beziehen und auf 

Grund dieser Tatsache schon bisher vom Kreis der 

Leistungsbezieher als Angehörige ausgeschlossen waren. 

Im Ubergangsrecht (Art. 11 Abs. 1) wird dafür Sorge 

getragen, daß der vorgesehene leistungsrechtliche Ausschluß 

nicht jene Leistungsansprüche erfaßt, die am 

31. Dezember 1990 gegeben waren. 
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Zu Art. I Z 16 (§ 91 Z 2) : 

Mit den vorliegenden Änderungen soll ein im Zuge der 

Ausarbeitung der Regierungsvorlage einer 14. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz unterlaufendes 

redaktionelles Versehen beseitigt werden. So bedarf es in 

Anlehnung an die gleichartige Regelung des § 148 ASVG des 

Hinweises, daß die Pflegegebührenersätze zu 80 vH vom 

Versicherungsträger und zu 20 vH vom Versicherten zu 

entrichten sind. Zum anderen wäre in der Regelung des § 91 

Z 2 lit. c BSVG auf die Tatsache Bedacht zu nehmen, daß das 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz bei der Gewährung der 

Anstaltspflege nicht nur für den Angehörigen (wie im 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz) , sondern auch für den 

Versicherten eine Kostenbeteiligung vorsieht. 

Zu Art. I Z 18 lit. a (§ 140 Abs. 4 lit. b) : 

Mit diesem Änderungsvorschlag soll das Zitat des 

Studienförderungsgesetzes auf die Fassung der 

Wiederverlautbarung abgestellt werden. 

Zu Art. I Z 18 lit. b (§ 140 Abs. 7): 

Das gegenständliche Änderungsvorhaben dient lediglich 

der Klarsteilung, weil die Regelung des Abs. 7 des § 140 

BSVG in der Fassung der 14. Novelle Zweifel offenließ, wie 

bei Beziehern von Waisenpensionen vorzugehen sei. Diese 

Zweifel werden durch den vorliegenden Änderungsvorschlag 

beseitigt. 

Zu Art. I I  Abs. 3 und 4: 

Bezüglich der Begründung dieser Änderungsvorschläge 

wird auf die einschlägigen Ausführungen zu Art. I I  Abs. 3 

und 4 des Entwurfes einer 17. Novelle zum GSVG verwiesen. 
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Zu Art. I Z 19 (§ 141 Abs. 1) und Art. III 

(Schlußbest�ungen) : 

Wie bereits von der Bundesregierung angekündigt, sollen 

die Pensionen aus der Sozialversicherung rückwirkend ab 

1. Jänner 1Q90 um 1 vH erhöht werden. Als Abgeltung der 

Erhöhung fü� das erste Halbjahr 1990 ist als Einmalzahlung 
I 

ein Betrag von 7 vH der Junipension zur Julipension 

vorgesehen, :ab 1. Juli 1990 wird die monatliche Pension um 
I 

1 vH erhöhtt Dies soll für alle Pensionen, die bis zum 

31. Dezember 1989 zuerkannt wurden, gelten. Neupensionen des 

Jahres 1990 sind auf dem aktuellen Niveau, ein Anheben würde 

daher eine ungerechtfertigte zusätzliche Erhöhung bedeuten. 

Die Ausgleichszulagenrichtsätze erfahren ab 1. Juli 

eine weitere Erhöhung um 140 S (für Alleinstehende) bzw. um 

20 0 S (für Verheiratete) . 

Ziel dieser Erhöhungen ist es, in Anbetracht der 

anhaltend günstigen Wirtschaftsentwicklung und der hohen 

Lohnabschlüsse in der jüngsten Vergangenheit in Vorwegnahme 

der in Aussicht genommenen Änderung der Pensionsanpassung 

die Leistungen stärker an die aktuelle Entwicklung der Löhne 

und Gehälter heranzuführen. 

Die dqrzeit noch geltenden Vorschriften über die 
I 

Anpassung qer Pensionen berücksichtigen die um zwei Jahre 

zurücklieg�nde Lohn- und Gehaltsentwicklung der 

Unselbstän4igen, die im Allgemeinen 

Sozialvers1cherungsgesetz versichert sind. Das heißt, die 
i 

Anpassung für das Jahr 1990 sollte danach auf die Lohn- und 

Gehaltsentwicklung der Jahre 1987 und 1988 Rücksicht nehmen. 

Die seit dem zweiten Halbjahr 1988 sich rasch und 

äußerst kräftig verbessernde Konjunkturentwicklung und die 

sich widerspiegelnde Entwicklung der Löhne und Gehälter in 

den Jahren 1989 und 1990 hat jedoch deutlich gemacht, daß 

die Aktualisierung der Pensionen im Rahmen der geltenden 

Anpassungsregeln ungenügend ist. Diesem Umstand wurde im 

Zuge der 14. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz 
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bereits dadurch Rechnung getragen, daB anstelle der 

Pensionserhöhung zum 1. Jänner 1990 um 2 vH, die sich 

ursprünglich ergeben hätte, eine Erhöhung um 3 vH 

vorgenommen wurde und damit eine Aktualisierung um ein Jahr 

erfolgt ist. 

In Anbetracht dieser Entwicklung wurde daher anläBlich 

der letzten Novelle zum BSVG eine Änderung der Anpassung in 

Aussicht gestellt. Auf Grund dieser Änderung soll für die 

Anpassung der Pensionen ab 1. Jänner eines Jahres die 

voraussichtliche Entwicklung der Löhne und Gehälter dieses 

Jahres gegenüber dem Vorjahr berücksichtigt werden. Dazu 

wird in Hinkunft die Schätzung dieser Lohn- und 

Gehaltsentwicklung durch den Beirat für die Renten- und 

Pensionsanpassung notwendig sein. Auf Grund einer auf dem 

aktuellsten Stand befindlichen Schätzung der Lohn- und 

Gehaltsentwicklung wird der Beirat die sich daraus ergebende 

Anpassung als SchätzgröBe errechnen. 

Die entsprechenden Anpassungsregelungen werden derzeit 

von einer Arbeitsgruppe des Beirates für Renten- und 

Pensionsanpassung ausgearbeitet und in die Regierungsvorlage 

einer 49. Novelle zum ASVG aufgenommen werden. 

Die nunmehr vorgesehene weitere Pensionserhöhung für 

1990 um 1 vH, die eine Aktualisierung der Anpassung um ein 

weiteres Jahr bedeutet, stellt eine Vorwegnahme dieser neuen 

Anpassungsregelung dar und führt zu einer Pensionsanpassung 

für 1990 von insgesamt 4 vH. 

Die Ausgleichszulagenrichtsätze wurden auf Grund der 

14. Novelle zum BSVG - statt um 3 vH wie die Pensionen -

auBertourlich um 5 , 8 vH angehoben: die Erhöhung der 

Richtsätze, wie sie ab 1. Juli 1990 vorgesehen ist, stellt 

einen weiteren Anstieg um 2,6 vH dar, sodaB sich die 

Richtsätze im Jahr 1990 gegenüber 1989 um 8, 6 vH erhöhen 

werden. 
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I 
Die Kost�n für die zusätzliche Anpassung betragen im 

[ 

Jahr 1990 : 

außerordentliche 
Sonderzahlung zum 1. Juli . • • • • • • • • • . • • • • . •  64 Mio. S 

(davon Pen�ionsaufwand, ein
schließlich Hilflosenzuschuß, 
Kinderzusc�uß und Krankenver-
sicherung der Pensionisten • • • . • • • • • • • • .  53 Mio. S 
Ausgleichsaulage • • • • • • • . . • • • • • • . • • . . • • .  11 Mio. S) 

Erhöhung ab 1. Juli: 

Pensionsautwand, einschließ
lich Hilfl�senzuschuß, Kinder
zuschuß unQ Krankenversicherung 
der Pensionisten • . • • . . • • . • . • • • . • . • . . . • •  51 Mio. S 
Ausgleichszulage • . • • • • . . . . . . • . • • . . . . . . .  58 Mio. S 

Gesamtaufwand • . • • • . • . • . • • • • . . . • • • • • • . • . • •  173 Mio. S 
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BSVG - Ge l tende Fas sung 

Forma l ver sicher ung 

§ 12 . ( 1 )  Hat der Ver sicherungsträger bei einer nicht 
der P f l ichtver sicherung unter l iegenden Per son auf Grund 
der bei ihm vor beha l t l os er statteten, nicht vor sätz l ich 
unrichtigen Anme l dung den Bestand der 
P f l ichtver sicher ung a l s  gegeben angesehen und für den 
vermeint l ich P f l ichtver sicherten sechs Monate 
ununter brochen die Beiträge unbeanstandet angenommen . so 
besteht ab dem K a l endermonat . für den er stma l s  Beiträge 
entrichtet worden sind. eine Forma l ver sicher ung . In der 
Pensionsver sicherung b l eibt die Ge l tung der 
Ausnahmegr ünde gemäß § 5 unber ührt . 

( 2 )  bis ( 4) unver ändert. 

Me l dungen der Leistungs ( Zah l ungs ) empfänger 

§ 1 8 .  Die Leistuogsemp fänger bzw . Zah l ungsempfänger 
( §  7 1 ) h aben j ede Ander ung in den für den Fortbestand 
der B�zugsberechtigung maßgebenden Ver hä l tnissen sowie 
j ede Anderung ihres Wohn sitzes bzw . des Wohnsitzes des 
Anspruchsberechtigten binnen zwei Wochen dem 
Ver sicher ungsträger anzuzeigen . Einkommensänderungen , 
die a u f  Grund der a l l j ähr l ichen Rentenanpas sung in der 
Kriegsopfer- und Heeresver sorgung bewirkt werden . 
unter l iegen nicht der Anzeigeverp f l ichtung . 

Beitr agsgrund l age 

§ 23 . ( 1 )  bis ( 3 )  unverändert .  

( 4) Kann ein Ver sicher ungswert im Sinne des Abs . 2 
nicht ermitte l t  werden . wei l von den Finanzbehörden für 
den l and ( for st ) wirtschaft l ichen Betrieb ein Einheitswert 
des l and ( for st ) wirtsch a ft l ichen Vermögens gemäß den 
§ §  29 bis 50 des Bewertungsgesetzes nicht festgeste l l t 
wir d . so sind für die E r mitt l ung der Beitr agsgrund l age 
für P f l ichtve r sicherte. soweit im fo l genden nichts 
anderes bestimmt wird . die durchschnitt l ichen Einkün fte 
aus j eder die P f l ichtver sicherung n ach diesem 
Bundesgesetz begr ündenden E rwerbstätigkeit in dem dem 
K a l ender j ahr . in das der Beitr agsmonat fä l l t. 

S EITE 

BSVG - Vorgesch l agene Fassung 

Forma l ver sicher ung 

§ 1 2 .  (1) Hat der Ver sicher ungsträger bei einer nicht 
* der P f l ichtver sicher ung nach diesem oder einem anderen 
* Bundesgesetz unter l iegenden Per son auf Gr und der bei ihm 
* vorbeh a l t l os er statteten. nicht vor sätz l ich unrichtigen 
* Anme l dung den Bestand der P f l ichtver sicher ung a l s  
* gegeben angesehen und für den vermeint l ich 
* P f l ichtver sicherten sechs Monate ununterbrochen die 
* Beiträge unbeanstandet angenommen . so besteht ab dem 
* Ka l endermonat. für den er stma l s  Beiträge entrichtet 
* worden sind . eine Forma l ver sicher ung . In der 
* Pension sver sicher ung b l eibt die Ge l tung der 
* Ausnahmegr ünde gemäß § 5 unberührt . 

( 2 )  bis ( 4 )  unverändert . 

Me l dungen der Leistungs ( Zah l ungs ) emp fänger 

§ 1 8 .  Die Leistungsemp fänger qzw . Zah l ungsempfänger 
* ( §  7 1 ) sind ver p f l iChtet . j ede Anderung in den für den 
* Fortbestand der Bezugsberechtigung maßgebenden 
* Ver hä l tnis sen sowie j ede Änder Ung ihres Wohn sitzes bzw . 
* des Wohnsitzes des An spruchsberechtigten . soweit im 
* fo l genden nichts anderes bestimmt wird. binnen zwei 
* Wochen dem Ver sicherungstr äger anzuzeigen . Sie h aben 
* während des Pension sbezuges bzw . während des Ruhens des 
* Pen sion sanspruches j ede E rwer bstätigkeit binnen sieben 
* Tagen nach deren Au fnahme zu me l den. 
* Einkommen sänder ungen. die a u f  Gr und der a l l j ähr l ichen 
* Rentenanpassung in der Kriegsopfer- und Heeresver sorgung 
* bewirkt werden . unter l iegen nicht der 
* Anzeigeverp f l ichtung . 

Beitr agsgr und l age 

§ 23 . ( 1 )  bis ( 3 )  unverändert .  

( 4) Kann ein Ver sicherungswert im Sinne des Abs. 2 
nicht ermitte l t  werden. wei l von den Finanzbehörden für 
den l and( for st ) w1rtschaft l ichen Betrieb ein Einheitswert 
des l and ( for st ) wirtsch a ft l ichen Vermögens gemäß den 
§§ 29 bis 50 des Bewertungsgesetzes nicht festgeste l l t 
wird, so sind für die E r mitt l ung der Beitr agsgr und l age 
für P f l ichtver sicherte. soweit im fo l genden nichts 
anderes bestimnt wird .  die durch schnitt l ichen Einkün fte 
aus j eder die P f l ichtver sicher ung nach diesem 
Bundesgesetz begründenden E r werbstätigkeit in dem dem 
K a l ender j ahr . in das der Beitr agsmonat fä l l t .  
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BSVG - Ge l t ende Fas sung 

dri t t vorangegangenen Ka l enderjahr heranzuziehen, die auf 
die Zei t en der Pf l ich t versicherung in diesem 
K a l enderjahr en t fa l l en .  Hiebei sind, fa l l s die Zeit en in 
der Pf l ich tversicherung in der Krankenversicherung und 
in der Pensionsversicherung voneinander abweichen, die 
Zei t en der Pf l ich t versicherung in der 
Pension sversicherung maßgebend und zur Ermit t l ung der 
Beit ragsgrund l age 

* 
* 
* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

SEITE 

a )  in der Krankenversicherung die für die * 

Bemes sung der Einkommens t euer herangezogenen * 

E inkünf t e  des Pf l ich t versicher ten zuzüg l ich der * 

auf eine Inve s t i t ionsrück l age , auf einen * 

Inves t i t ionsfreibe t rag und auf einen * 

nich t en t nommenen Gewinn en t fa l l enden Bet räge, * 

b )  in der Pensionsversicherung die für die * 

Bemes sung der Einkommens t euer herangezogenen * 

Einkünf t e  des Pf l ich t versicher t en zuzüg l ich der * 

auf eine vorzeit ige Abschreibung, auf eine * 

2 

Inve s t i t ionsrück l age , auf einen * 

Inve s t i t ionsfreibet rag und auf einen * 

nicht en t nommenen Gewinn en t fa l l enden Bet räge * 

zugrunde zu l egen . * 

BSVG - Vorgesch l agene Fassung 

drit t vorangegangenen K a l enderjahr heranzuziehen, die auf 
die Zeit en der Pf l ich t versicherung in diesem 
Ka l enderjahr en t fa l l en .  Hiebei sind die für die 
Bemes sung der Einkommen s t euer herangezogenen E inkünfte 
des Pflich t verSicher t en zugrunde zu legen, fa l l s die 
Zei t en der Pflicht versicherung in der 
Krankenversicherung und in der Pension sversicherung 
voneinander abweichen, die Zeit en der 
Pf l ich t versicherung in der Pensionsversicherung 
maßgebend. Beit ragsgrund l age i s t  der gemäß den 
vor s t ehenden Bes t immungen ermi t t e l t e  Be t rag zuzüg l ich 
der auf eine Inves t i t ionsrück l age und auf einen 
Inve s t i t ionsfreibe trag en t fa l l enden Bet räge, 
vervie l fach t mit dem Produk t aus der Aufwert ungszah l 
(§ 45 ) des Ka l enderjahres ,  in das der Beit ragsmona t  
(Abs . 11 ) fä l l t , und aus den Aufwer t ungszah l en der 
beiden vorangegangenen K a l enderjahre , gerundet auf vo l l e  
Schi l l ing. Ist  die Inve s t i t ionsrück l age bzw . der 
Inves t i t ion sfreibe trag gewinnerhöhend aufge l ös t  worden , 
so sind die darauf en t fa l l enden Bet räge , die schon 
einma l bei Ermi t t l ung einer Beit ragsgrund l age n ach 
diesem Bundesgese t z  berücksich t ig t  worden sind , im 
g l eichen Ausmaß bei Ermit t l ung der Bei t ragsgrund l age 
über Ant rag außer Ansatz zu l a ssen . Der Ant rag i s t  bis 
zum 30 . Juni des Ka l enderjahres beim Versicherungs t räger 
einzubringen , in dem sich die gewinnerhöhende Auf l ösung 
der Inves t i t ionsrück l age bzw. des 
Inve s t i t ion sfreibe trages auf die Bei t ragsgrund l age 
auswirk t .  Kann innerha l b  dieser Fri s t  der ent sprechende 
rech t skräft ige Einkommens t euerbescheid mange l s  
Vor l iegens nich t beigebrach t werden, so ver l änger t sich 
die An t ragsfrist  bis zum Ab l auf des sech s t en auf den 
Ein t ri t t der Rech t skraft des Einkommens t euerbescheides 
fo l genden Ka l endermona t es. Die Bei t ragsgrund l age darf 
jedoch den k l eins t en sich gemäß Abs. 2 ergebenden 
Versicherungswert nich t un t ersChreit en. 
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BSVG - Ge l tende Fassung BSVG - Vorgesch l agene Fas sung 

Bei t r agsgrund l age is t der sich hienach ergebende Bet r ag , * 

vervie l fach t mit dem P r oduk t aus der Aufwer t ungszah l * 

( §  45 ) des Ka l ender j ahres, in das der Bei t r agsmona t  * 

( Abs . 1 0 )  fä l l t , und aus den AUfwer t ungszah l en der * 
beiden vor angegangenen Ka l ender j ahre , gerundet auf vo l l e  * 

Schi l l ing. Die Bei t r agsgrund l age darf j edoch den * 

k l eins t en sich gemäß Abs . 2 ergebenden Ver sicherungswer t * 

nich t un ter schrei t en. * 

( 5 )  bis ( 1 1 )  unveränder t .  ( 5 )  bis ( 1 1 )  unveränder t .  

Bei t räge zur Kr ankenver sicherung Bei t r äge zur K r ankenver sicherung 
der Pensionis t en der Pen sionis t en 

§ 26 . ( 1 )  unveränder t .  § 26 . ( 1 )  unver änder t .  

( 2 )  Der Ver Sicherung s t räger h a t  von j eder a n  eine der 
im § 4 Z. 1 genannten Per sonen zur Auszah l ung 
ge l angenden Pension und Pensionssonderzah l ung mit 
Ausnahme von WaisenpenSionen einen Bet r ag von 3 v. H .  
einzubeha l t en, wenn und so l ange sich der Pensionis t  im 
I n l and aufhä l t  und nicht gemäß § 5 Abs . 1 oder 2 von der 
Pf l ich t ver sicherung ausgenommen is t . Zu den Pen sionen 
sowie zu den Pensionssonderzah l ungen zäh l en auch die 
Zuschü sse und die Ausg l eichszu l agen . Der Einbeh a l t  1st  
auch vorzunehmen , wenn sich der Pensionis t  s t ändig in 
�inem S t a a t  aufhä l t ,  mit dem ein zwischen s t a a t l iches 
Ubereinkommen bes t eh t , das die K r ankenver sicherung der 
Pensionis t en aus der Pen sion sver sicherung n ach diesem 
�undesgeset z  einsch l ießt ,  es sei denn, daß das 
Ubereinkommen Gegen t ei l iges bes t imm t .  

Bei t r ag des Bundes 

§ 3 1 . ( 1 )  bis ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Der Bund l eis t e t  über den Bei t rag gemäß Abs . 3 
hinaus einen Bei t r ag in der Höhe der zur Finanzierung 
j ähr l ich aufgewende t en Mi t t e l  

SEITE 

a )  für eine nach dem 3 1 . Dezember 1 987 gemäß § 207 
genehmigt e  E r werbung von Liegenschaft en, fer ner 
für eine nach dem 3 1 . Dezember 1 987 gemäß § 207 
genehmig t e  E r r ich t ung, E rweit erung oder einen 
nach dem 3 1 .  Dezember 1 987 gemäß § 207 
genehmig t en Umbau von Gebäuden; der Bei t r ag des 
Bundes darf den Bet r ag der genehmigt en Mit t e l  
nic h t  über s t eigen; a l l fä l l ig gebi l de t e  
E r sa t zbeschaffungsrüCk l agen sind in Abzug zu . 
bringen; 

3 

( 2 )  Der Ver sicherungs t r äger h a t  von j eder an eine der 
im § 4 Z .  1 genann t en Per sonen zur Auszah l ung 
ge l angenden Pension und Pensions sonderzah l ung mi t 
Ausnahme von Waisenpensionen einen Bet r ag von 3 v .  H .  
einzubeha l t en , wenn und s o l ange sich der Pen sionis t  im 
I n l and aufhä l t  und nic h t  gemäß § 5 Abs. 1 oder 2 von der 
Pf l ic h t ver sicherung ausgenommen i s t . Zu den Pensionen 
sowie zu den Pen sions sonderzah l ungen zäh l en auch die 
Zuschüsse und die Ausg l eich szu l agen. Der Einbeh a l t  i s t  
auch vorzunehmen , wenn sich der Pensioni s t  s t ändig in 
einem S t aa t  aufhä l t , mit dem ein zwischen s t a a t l iches 

* Übereinkommen bes t eh t , auf Grund dessen Anspruch auf 
* S ach l ei s t ungen bei K r ankheit und Mut t er schaft zu L a s ten 
* der ös terreichischen Sozia l ver sicherung bes teh t ,  es sei 
* denn , daß das Übereinkommen Gegen t ei l iges bes t imm t . 

Bei t r ag des Bundes 

§ 3 1 . ( 1 )  bis ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Der Bund l eis t e t  über den Bei t r ag gemäß Abs. 3 
* hinaus einen Bei t r ag 
* 

* a )  in der HÖhe der zur Finanzierung j ähr l ich 
* aufgewendet en Mit t e l  für eine n ach dem 
* 3 1 .  Dezember 1 987 gemäß § 207 genehmigt e  
* E rwer bung von Liegen schaf t en , fer ner für eine 

nach dem 3 1 .  Dezember 1 987 gemäß § 207 
* genehmigt e  E r rich t ung , E r weit er ung oder einen 
* n ach dem 3 1 . Dezember 1 987 gemäß § 207 
* genehmig t en Umbau von Gebäuden; der Bei t r ag des 
* Bundes darf den Bet r ag der genehmigt en Mit t e l  
* nich t über s t eigen; a l l fä l l ig gebi l de t e  
* E r sa t zbeschaffungs r ück l agen sind in Abzug zu 
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BSVG - Ge l t ende Fassung BSVG - Vorgesch l agene Fas sung 

b )  für e i nen nach dem 31 . Dezember 1987 begonnenen 
Umbau von Gebäuden, der gemäß § 207 i n  
Verb i ndung m i t § 31 Abs . 6 l i t .  a des 
A l l geme i nen Soz i a l vers i cherungsgesetzes desha l b  
n i ch t  genehmi gungspf l i ch t i g  i s t . we i l dami t 
ke i ne Anderung des Verwendungs zweckes verbunden 
i s t ;  d i e  für e i n  Geschäft sj ahr gep l an t en 
Umbau t en s i nd m i t e i ner Kos t enauf s t e l l ung b i s  
spä t es t ens 30 . November des Vorj ahres dem 
Bundesm i n i s t er i um für Arbe i t und Soz i a l es 
bekannt zu geben ; auf Grund d i eser 
Kos t enaufst e l l ung set z t  der Bundesm i n i s t er für 
Arbe i t und Soz i a l es i m  E i nvernehmen m i t dem 
Bundesm i n i s t er für F i nanzen e i nen 
F i n anz i erungsrahmen fes t ;  der Be i t rag des 
Bundes darf d i esen F i nanz i erungsrahmen n i ch t  
übers t e i gen. 

( 6 )  unverändert .  

Verj ährung der Be i t räge 

§ 39 . ( 1 )  Das Rech t auf Fes t s t e l l ung der Verpf l i ch t ung 
zur Z ah l ung von Be i t rägen verj ährt b i nnen zwe i J ahren 
vom Tag der Fä l l i gke i t  der Be i t räge. D i ese 
Verj ährungsfr i s t der Fes t s t e l l ung ver l ängert s i ch j edoch 
auf fünf J ahre, wenn der Pf l i ch t vers i cher t e  d i e  
Ers t a t t ung e i ner Anme l dung bzw . ÄnderUngsme l dung oder 
Angaben über d i e  Grund l agen für d i e Berechnung der 
Be i t räge un t er l assen oder unr i ch t i ge Angaben über d i e  
Grund l agen für d i e  Berechnung der Be i t räge gemach t  h a t . 
d i e  er be i gehör i ger Sorgfa l t  a l s  unr i ch t i g  hät t e  
erkennen müssen. D i e  Verj ährung des Fes t s t e l l ungsrech t es 
w i rd durch j ede zum Zwecke der Fes t s t e l l ung ge t roffene 
Maßnahme i n  dem Ze i t punkt un t erbrochen , i n  dem der 
Z ah l ungspf l i ch t i ge h i evon i n  Kenn t n i s  gese t z t  w i rd. 

( 2 )  b i s  ( 4) unverändert .  

SE ITE 4 

* br i ngen; 

* b )  an den Ver s i cherungst räger a l s  Träger der 
* Pens i onsver s i cherung 5 M i l l i onen Sch i l l i ng a l s  
* Zu schuß für den Umbau von Gebäuden, der gemäß 
* § 207 i n  Verb i ndung m i t § 3 1  Abs . 6 l i t . a des 
* A l l geme i nen Soz i a l vers i cherungsgese t ze s  desh a l b  
* n i ch t  genehm i gungspf l i ch t i g  i s t . we i l  dam i t 
* ke i ne Anderung des Verwendungs zweckes verbunden 
* i s t .  
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

( 6 )  unveränder t .  

Verj ährung der Be i t räge 

§ 39 . ( 1 )  Das Rech t auf Fes t s t e l l ung der Verpf l i Ch t ung 
zur Zah l ung von Be i t rägen verj ährt b i nnen zwe i Jahren 
vom Tag der Fä l l i gke i t der Be i t räge. D i ese 
Verj ährungsfr i s t  der Fes t s t e l l ung ver l ängert s i ch j edoch 
auf fünf J ahre , wenn der Pf l i ch t vers i cher t e  d i e  
Ers t a t t ung e i ner Anme l dung bzw . Änderungsme l dung oder 
Angaben über d i e  Grund l agen für d i e  Berechnung der 
Be i t räge un t er l a s sen oder unr i ch t i ge Angaben über d i e  
Grund l agen für d i e  Berechnung der Be i t räge gemach t h a t . 
d i e  er be i gehör i ger Sorgfa l t  a l s  unr i ch t i g  h ä t t e  
erkennen müs sen. D i e  Verj ährung des Fes t s t e l l ungsrech tes 
w i rd durch j ede zum Zwecke der Fes t s t e l l ung get roffene 
Maßnahme i n  dem Ze i t punkt un t erbrochen . i n  dem der 

* Zah l ungspf l i ch t i ge h i evon i n  Kenn t n i s  gese t z t  w i rd. D i e  
* Verj ährung i s t gehemmt . so l ange e i n  Verfahren i n  
* Verwa l t ungssachen über das Bes t ehen der 
* Pf l i ch t vers i cherung oder d i e Fes t s t e l l ung der 
* Verpf l i ch t ung zur Zah l ung von Be i t rägen anhäng i g  i s t .  

( 2 )  b i s  ( 4 )  unverändert .  

SE ITE 4 
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BSVG - Ge l t ende Fassung 

Zusammen t reffen eines Pensionsanspruches mit 
E rwerbseinkommen aus einer die Pf l ic h t ver sicherung 

nach diesem Bundesgese t z  nic h t  beg r ündenden 
E rwer bs t ä t igkeit 

§ 56 . ( 1 )  Wird neben einem Pension sanspr UCh aus der 
Pen sionsver sicherung mit Ausnahme der Anspr üche auf 
Waisenpension noch E rwerbseinkommen ( Abs . 3 und 4 )  aus 
einer g l eichzeit ig ausgeü b t en E rwer b s t ä t igkei t erzie l t .  
so ruhen unbeschadet des Abs . 2 40 vH der Pension mit 
dem Bet r ag . um den das im Mon a t  gebührende 
E r werbseinkommen 8 000 S über s t eig t . höchs t ens j edoch 
mit 50 vH des Bet r ages , um den die Summe aus Pension 
zuzüg l ich Hi l f l osenzuschuß und E r werbseinkommen im Mon a t  
den Bet r ag von 1 4  000 S über s t eig t . A n  die S t e l l e  der 
Bet r äge von 8 000 S und 1 4  000 S t re t en ab 1 .  Jänner 
eines j eden Jahres . er s t ma l s  ab 1 .  J änner 1 99 1 . die 
un t e r  Bedach t nahme auf § 47 mit der j ewei l igen 
Aufwer t ungszah l ( §  45 ) vervie l fach t en Bet räge . 

( 2 )  Ist  Abs . 1 auf einen Anspruch auf 
Wit wen ( Wi t wer ) pension anzuwenden . so ruhen 40 vH der 
Wit wen ( Wi t wer ) pension mit 25 vH des Bet r ages . um den die 
Summe aus Pension zuzüg l ich Hi l f l osenzuschuß und 
E rwerbseinkommen im Mon a t  den Bet r ag von 1 4  000 S 
über s t eig t . An die S te l l e  des Bet r ages von 1 4  000 S 
t ri t t ab 1 .  Jänner eines j eden J ahres . er s t ma l s  ab 
1 .  J änner 1 99 1 . der un t er Bedach t nahme auf § 47 mit der 
j ewei l igen Aufwer t ungszah l ( §  45 ) vervie l fach t e  Bet r ag . 

( 3 )  bis ( 7 )  unver änder t .  

Zusammen t reffen eines Pension sanspruches 
aus eigener Pension sver sicherung mit einem 

Anspruch auf Kr ankenge l d  aus der A l l gemeinen 
Sozia l ver sicherung 

), 

BSVG - Vorgesch l agene Fassung 

Zusammen t reffen eines Pen sion san spruches mit 
E r werbseinkommen aus einer die Pf l ic h t ver sicherung 

nach diesem Bundesgesetz nic h t  beg r ündenden 
E rwer bs t ä t igkeit 

§ 56 . ( 1 )  Wird neben einem Pension sanspruch aus der 
* Pension sver sicherung mit Ausnahme des Anspruches auf 
* Waisenpension noch E rwer bseinkommen ( Abs . 3 und 4 )  aus 
* einer g l eichzeit ig ausgeüb t en E r wer b s t ä t igkei t . die 
* nic h t  die Pf l ic h t ver sicherung nach diesem Bundesgese t z  
* begr ündet . erzie l t .  s o  ruhen unbeschadet des Abs . 2 
* 40 vH der Pension . mit dem Bet rag . um den das im Mon a t  
* gebührende E r werbseinkommen 8 000 S über s t eig t . 
* höc h s t ens j edoch mit 50 vH des Bet r ages . um den die 
* Summe aus Pension zuzüg l ich Hi l f l osenzuschuß und 
* E r werbseinkommen im Mona t  den Bet r ag von 1 4  000 S 
* über s t eig t . An die S t e l l e  der Bet r äge von 8 000 S und 
* 1 4  000 S t re t en ab 1 .  Jänner eines j eden J ah res . 
* er s tma l s  ab 1 .  Jänner 1 99 1 . die un ter Bedac h t nahme auf 
* § 47 mit der j ewei l igen AUfwer t ungszah l ( §  45 ) 
* vervie l fach t en Bet r äge . 

( 2 )  Is t Abs. 1 auf einen Anspruch auf 
Wit wen ( Wi t wer ) pension anzuwenden . so ruhen 40 vH der 
Wit wen ( Wi t wer ) pension mit 25 vH des Bet r ages . um den die 
Summe aus Pension zuzüg l ich Hi l f l osenzuschuß und 
E r we r bseinkommen im Mon a t  den Bet r ag von 1 4  000 S 

* über s t eig t , höc h s t ens j edoch mit dem Bet r ag des 
* E rwerbseinkommens .  An die S te l l e  des Bet r ages von 
* 1 4  000 S t ri t t ab 1 .  Jänner eines j eden J ahres . er s t ma l s  
* ab 1 .  Jänner 1 99 1 . der un t er Bedach t nahme auf § 47 mi t 
* der j ewei l igen Aufwer t ungszah l ( §  45 ) vervie l fach t e  
* Bet r ag . 

( 3 )  bis ( 7 )  unver änder t .  

Zusammen t reffen eines Pen sionsanspruches 
aus eigener Pension sver sicherung mi t einem 

An spruch auf K r ankenge l d  aus der A l l gemeinen 
Sozia l ver sicherung 

§ 5 7 a . Fä l l t  während der er s t en drei Tage einer * § 57a . ( 1 )  Fä l l t  während der er s t en drei Tage einer 
Ar beit sunfähigkeit info l ge Krankheit . für die gemäß A r beit sunfähigkeit info l ge K r a nkheit , für die gemäß 

§ 1 38 Abs . 1 des A l l gemeinen Sozia l ver sicherungsgesetzes 
Anspruch auf K r ankenge l d  nic h t  bes t eh t . oder während der 
Dauer des An spruches auf Krankenge l d  nach dem 
A l l gemeinen Sozia l ver sicherungsgeset z  ein 
Pensionsanspruch nach diesem Bundesgeset z  aus eigener 
Pensionsver sicherung des Ver sicher t en an oder l eb t  eine 
Pension aus einem der Ver sicherungsfä l l e des A l t e r s  
wieder auf , s o  ruh t  der Pensionsanspruch f ü r  die wei t ere 

SE ITE 5 

§ 1 38 Abs . 1 des A l l gemeinen Sozia l ver sicherungsgeset zes 
Anspruch auf K r ankenge l d  nic h t  bes t eh t . oder während der 
Dauer des An spruches auf Kr ankenge l d  nach dem 
A l l gemeinen Sozia l ver sicherungsgese t z  ein 
Pensionsanspruch nach diesem Bundesgese t z  aus eigener 
Pensionsver sicherung des Ver sicher t en an oder l eb t  eine 
Pension aus einem der Ver sicherungsfä l l e des A l t e r s  
wieder auf . s o  r u h t  der Pensionsanspruch für die wei t ere 
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BSVG - Ge l t ende F assung 

Dauer des K r ankenge l danspr uches sow i e  für d i e  Dauer des 
Ruhens des K r ankenge l dan spruches nach § 1 43 Abs . 1 Z . 2  
des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes m i t dem 
Be t r ag des K r ankenge l des . D a s  Ruhen des 
Pen s i onsanspruches t r i t t  auch dann e i n ,  wenn d i e  Pen s i on 
währ end der Dauer des Ruhens ( §  1 43 Abs . 1 Z . 2  des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes ) ,  der Verw i r kung 
( §  88 Abs . 1 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes ) 
oder Ver s agung ( §  1 42 des A l l geme i nen 
S oz i a l ver s i cher ungsgese t zes ) des Kr ankenge l danspr uches 
a n fä l l t  oder w i ederau f l eb t . 

Über t r agung und Ver pfändung von Le i s t ungsanspr üchen 

§ 6 1 . ( 1 )  D i e  Ansprüche a u f  Ge l d l e i s t ungen n ach d i esem 
Bundesgese t z können unbeschadet der Bes t i mmungen des 
Abs . 3 rech t sw i r k sam nur i n  f o l genden F ä l l en über t r agen 
oder verp fändet werden : 

1 .  unveränder t .  

2 .  zur  Deckung von geset z l i chen U n t erha l t sansprüchen 
gegen den AnspruChsberech t i g t en m i t der Maßgabe , daß § 6 
des Lohnp fändungsges e t zes , BGB 1 . Nr . 5 1 / 1 95 5 , s i nngemäß 
Anwendung zu f i nden h a t . 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

P f ändung von Le i s t ungsansp r üchen 

§ 62 . ( 1 )  Von den dem Anspruchsberech t i g t en 
z u s t ehenden Ge l d l e i s t ungen können , unbeschade t der 
Bes t i mmungen der Abs . 2 b i s  4 ,  nur d i e  Pen s i onen 
� i n s ch l i eß l i ch der Ausg l e i ch s zu l agen sow i e  das 
Ubergangsge l d  ( §  1 56 )  m i t der Maßgabe gep fändet werden , 
daß d i e  Bes t i mmungen der § §  5 b i s  9 des 
LOhnpfändungsgese t zes en t sp r echend an zuwenden s i nd. 

( 2 )  D a s  Übergangsge l d  ( §  1 56 )  k ann nur dann gep fändet 
werden , wenn nach den Ums t änden des F a l l es ,  i nsbesondere 
nach der A r t der vol l s t reckbaren Forder ung und der HÖhe 
der zu p fändenden Ge l d l e i s t ung , d i e  P fändung der 
B i l l i gke i t  e n t spr i ch t . § 4 Abs . 3  des 
LOhnp fändungsgese t zes g i l t  en t sprechend . 

S E I TE 6 

* 
* 
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BSVG - Vorgesch l agene F a s sung 

Dauer des Kr ankenge l danspruches sow i e  für d i e  Dauer des 
Ruhens des K r ankenge l danspruches nach § 1 43 Abs . 1 Z . 2  
des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes m i t dem 
Be t r ag des K r ankenge l des . Das Ruhen des 
Pen s i onsanspruches t r i t t  auch dann e i n ,  wenn d i e  Pens i on 
während der Dauer des Ruhen s ( §  1 43 Abs . 1  Z . 2  des 
A l l geme i nen Soz i a l ve r s i cher ungsgese t zes ) ,  der Verw i r kung 
( §  88 Abs . 1 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgeset zes ) 
oder Ver sagung ( §  1 42 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cherungsgese t zes ) des K r ankenge l danspr uches 
a n fä l l t  oder w i eder au f l ebt . 

( 2 )  Abs . 1 g i l t  en t sprechend , wenn nach An f a l l e i nes 
Pen s i on sanspruches aus e i gener Pen s i onsver s i cherung aus 
davor l i egenden Ver s i cher ungsze i t en e i n  Anspruch auf 
K r ankenge l d  gemäß § 1 22 Abs . 1 l i t .  b oder § 1 22 Abs . 2 
Z 2 des A l l geme i nen S oz i a l ver s i che r u ngsge s e t zes 
en t s t eh t . 

Über t r agung und Verp fändung von Le i s t ungsan spr üchen 

§ 6 1 . ( 1 )  D i e  Anspr ÜChe auf Ge l d l e i s t ungen nach d i esem 
Bundesgese t z  können unbeschadet der Be s t i lnmungen des 
Abs . 3 rech t sw i rk s am nur i n  f o l genden F ä l l en Über t r agen 
oder verp fände t werden : 

1 .  unver änder t .  

2 .  zur  Deckung von geset z l i Chen U n t e r ha l t sansprüchen 
gegen den Anspr uchsberech t i g t en m i t der Maßgabe , daß § 6 

* des Lohnp fändungsgeset zes 1 985 , BGB 1 . Nr . 450 , s i nngemäß 
Anwendung zu f i nden h a t . 

( 2 )  und ( 3 )  unver änder t .  

P f ändung von Le i s t ungsanspr üchen 

§ 62 . ( 1 )  Von den dem AnsprUCh sberech t i g t en 
z u s t ehenden Ge l d l e i s t ungen können , unbeschadet der 
Bes t i mmungen der Abs . 2 b i s 4 ,  nur d i e  Pen s i onen 
� i n sch l i eß l i ch der Ausg l e i ch s zu l agen sow i e  das 
Ubergangsge l d  ( §  1 56 )  m i t der Maßgabe gep fände t werden , 

* daß das Lohnp fändungsge s e t z 1 98 5  e n t sprechend anzuwenden 
* i s t .  

( 2 )  D a s  Übergangsge l d  ( §  1 56 )  k a n n  nur dann gepfändet 
werden , wenn nach" den Ums t änden des F a l l e s ,  i n sbesondere 
nach der Ar t der vo l l s t r eckbaren F or derung und der HÖhe 
der zu p fändenden Ge l d l e i s t ung , d i e  P fändung der 
B i l l i gke i t en t spr i ch t . § 4 Abs . 3  des 

* LOhnp fändungsgese t zes 1 985 g i l t  e n t sprechend . 
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BSVG - Ge l tende Fas sung 

( 3 )  unveränder t . 

( 4 )  D i e  Pen s i onssonder zah l ung ( §  69 ) ,  d i e  zu i m  Mona t  
Ma i bezogenen Pen s i onen gebüh r t , i s t unpfändbar . D i e  
PenS i on s sonder zah l ung, d i e  z u  i m  Mon a t  Okt ober bezogenen 
Pen s i onen gebühr t ,  i s t b i s  zu i hrem h a l ben Ausma ß , 
höchs tens aber b i s  zu dem i m  § 5 Abs . 1 Z .  1 des 
Lohnpfändungsgeset zes , i n  der j ewe i l s  ge l t enden Fas sung 
fes t gese t z ten Bet r ag unpfändbar .  

Verfa l l von Le i s tungsansprüchen i nfo l ge Ze i t ab l aufes 

§ 66 . ( 1 )  Der Anspruch auf Le i s t ungen aus der 
K r ankenver s i cherung i s t be i sons t i gem Ver l u s t  b i nnen 
zwe i J ahren n ach se i nem E n t s t ehen , bei n aCh t räg l i cher 
Fes t s te l l ung der Ver s i cherungspf l i ch t oder 
Ver s i cherungsberech t i gung b i nnen zwe i J ahren nach 
Rech t sk r af t  d i eser Fes t s t e l l ung ge l tend zu machen . Be i 
Ge l d l e i s t ungen i s t h i ebe i der Ze i t r aum zw i schen dem 
E n t s t ehen des Anspruches und dem Ze i t punkt , i n  dem d i e  
Le i s t un g  gemäß § 68 aus zuzah l en i s t ,  außer Bet r acht zu 
l assen . 

( 2 )  Der Anspruch auf bere i t s  fä l l i g gewordene Ra t en 
zuerkann ter Pen s i onen verfä l l t  n ach Ab l auf e i nes J ahres 
se i t  der Fä l l i gke i t .  

BSVG - VorgeSCh l agene Fas sung 

( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  D i e  Pen s i ons sonder zah l ung ( §  69 ) ,  d i e  zu i m  Mona t  
Ma i bezogenen Pens i onen gebüh r t , i s t unpfändbar . D i e  
Pen s i ons sonder zah l ung , d i e  zu i m  Mona t  Ok t ober bezogenen 
Pen s i onen gebühr t ,  i s t b i s  zu i hrem h a l ben Ausmaß , 
hÖChs tens aber b i s  zu dem i m  § 5 Abs . 1 Z .  1 des 

* Lohnpfändungsgeset zes 1 985 fes t geset z t en Bet r ag 
* unpfändbar .  

Verfa l l  von Le i s t ungsansprüchen i nfo l ge Ze i t ab l aufes 

§ 66 . ( 1 )  Der Anspruch auf Le i s t ungen aus der 
* Kr ankenver s i cherung, m i t Ausnahme e i nes Anspruches auf 
* Kos t ener s t at t ung oder auf e i nen Kos t en zuschuß , i s t vom 
* Anspruchsberech t i g t en be i sons t i gem Ver l us t  b i nnen zwe i 
* J ahren n ach se i nem E n t s t ehen , be i n ach t r äg l i cher 
* Fes t s t e l l ung der Ver s i cherungspf l i ch t oder 
* Ver s i cherungsberech t i gung b i nnen zwe i J ahren n ach 
* Rech t skraft d i eser Fes t s t e l l ung ge l t end zu machen . 
* 
* 

* ( 2 )  Der Anspruch auf Kost ener s t a t t ung oder auf e i nen 
* Kos t en zuschuß i s t vom Anspruchsberech t i g t en be i 
* son s t i gem Ver l us t  b i nnen d r e i  J ah r en n ach 
* I nanspruchnahme der Le i s t ung ge l t end zu machen . Be i 
* n ach t r äg l i cher Fes t s t e l l ung der Ver s i cherungspf l i ch t 
* oder Ver s i cherungsberech t i gung verfä l l t  der Anspruch 
* frÜhes t en s  n ach Ab l auf von zwe i J ahren n ach Rech t skraft 
* d i eser Fes t s t e l l ung . 

* ( 3 )  Der Anspruch auf bere i t s  fä l l i g gewordene R a t en 
* zuerkannter Pen s i onen verfä l l t  n ach Ab l auf e i nes J ahres 
* se i t  der Fä l l i gke i t .  

Aufgaben Aufgaben 

§ 74 . ( 1 )  D i e  Kr ankenver s i cherung t r i fft  Vor sorge § 74 . ( 1 )  D i e  K r ankenver s i cherung t r i fft  Vor sorge 

1 .  für d i e  Ver h ü t ung und FrÜherkennung von 
K r ankhe i t en ( Durchführung von Jugend l i chen- und 
Gesundenun t er suchungen ) ;  

2 .  b i s  4 .  unveränder t . 

( 2 )  Über d i es können aus den M i t te l n  der 
K r ankenver s i cher ung Maßnahmen zur Fes t i gung der 
Gesundhe i t  sow i e  außer den Jugend l i chen- und 
Gesundenun t er suchungen ( Abs . 1 Z 1 )  noch we i tergehende 

SE I TE 7 

* 

1 .  für d i e  Ver h ü t ung und Fr üherkennung von 
Kr ankhe i t en ( Durchführung von Jugend l i chen- und 
Vor sorge ( Gesunden ) un t er suchungen ) ;  

2 .  b i s 4 .  unveränder t .  

( 2 )  Überd i es können aus den M i t t e l n  der 
Krankenver s i cherung Maßnahmen zur Fes t i gung der 
Gesundhe i t  sow i e  außer den Jugend l i chen- und 

* Vor sorge ( Gesunden ) un ter suchungen ( Abs . 1 Z 1 )  noch 
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-----------r----------__ ......... 

BSVG - Ge l t ende F a s s ung 

Le i s t ungen zur Verhüt ung des E i n t r i t t es und der 
Ver b r e i t ung von K r ankhe i t en und Le i s t ungen aus dem An l aß 
des Todes gewähr t werden . 

( 3 )  und ( 4 )  unveränder t .  

Le i s t ungen 

§ 7 5 . A l s Le i s t ungen der K r ankenver s i cher ung s i nd nach 
Maßgabe der Bes t i mmungen d i eses Bundesgese t zes zu 
gewäh r e n : 

1 .  Z u r  F r üherkennung von K r ankhe i t en 
Jugend l i chenu n t e r suchungen und Gesundenun t er suchungen 
( § § 8 1  und 82 ) ;  

2 .  b i s  4 .  unveränder t .  

Anspr uchsberec h t i gung für Angehör i ge 

§ 7 8 . ( 1 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

( 6 )  D i e  i n  Abs . 2 Z 1 genann t en Per sonen ge l t en nur 
a l s  Angehör i ge ,  sowe i t  es  s i ch n i ch t  um e i ne Per son 
hande l t ,  d i e  

a )  i m  § 2 Abs . 1 des Bundesgese t zes über d i e  
Soz i a l ver s i cher ung f re i ber u f l i ch se l b s t änd i g  
E rwer b s t ä t i ger , BGB 1 . Nr . 624/ 1 978 , angeführ t 
i s t , oder 

b )  e i ne Pen s i on nach dem i n  l i t .  a genann t en 
Bundesgeset z bez i eh t . 

( 7 )  und ( 8 )  unveränder t .  

Gesundenun t er suchungen 

§ 82 . ( 1 )  D i e  Ver s i cher t en und i hr e  Angehör i gen ( §  78 ) 
h aben Anspruch a u f  j ähr l i ch e i ne Gesundenun t er s uchung . 
S i e  i s t vom Ver s i cher ungs t r äger nach Maßgabe der gemäß 
§ 1 32 b Abs . 2 des A l l geme i nen 
S oz i a l ve r s i cherungsge s e t zes er l as senen R i ch t l i n i en des 
Haupt ver bandes der ö s t e r r e i ch i schen 
Soz i a l ve r s i cher u ngs t r äger durchzu füh r en . 
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* we i t ergehende Le i s t ungen zur Ver h ü t ung des E i n t r i t t es 
* und der Ver b r e i t ung von Kr ankhe i t en und Le i s t ungen aus 
* dem An l aß des Todes gewähr t werden . 

( 3 )  und ( 4 )  unveränder t .  

Le i s t ungen 

§ 7 5 . A l s  Le i s t ungen der K r ankenver s i cher ung s i nd n ach 
Maßgabe der Bes t i mmungen d i eses Bundesgese t zes zu 
gewäh ren : 

1 .  Zur F r üher kennung von K r ankhe i t en 
* Jugend l i chenun t er suchungen und 
* Vor sorge ( Gesunden ) un t er suchungen ( § § 8 1  und 82 ) ;  

2 .  b i s  4 .  unver änder t .  

Anspruchsberec h t i gung für Angehör i ge 

§ 78 . ( 1 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

* ( 6 )  E i ne i m  Abs . 2 Z 1 sow i e  Abs . 7 genan n t e  Per son 
* g i l t  nur a l s  Angehör i ger , sowe i t  es  s i ch n i ch t  um e i ne 
* Per son hande l t ,  d i e  

a )  i m  § 2 Abs . 1 des Bundesgese t zes über d i e  
Soz i a l ver s i cherung fre i be r u f l i ch s e l b s t änd i g  

* E rwer b s t ä t i gher , BGB 1 . Nr . 624/ 1 978 , angeführ t  
i s t ,  oder 

b )  e i ne Pen s i on nach dem i n  l i t .  a genann t en 
* Bundesgese t z  bez i eh t , oder 

* 
* 
* 

* 

c )  zu den i n  § 4 Abs . 2 Z 6 des Gewer b l i chen 
Soz i a l ver s i cherungsge s e t zes genan n t e n  Per sonen 
gehör t .  

( 7 )  und ( 8 )  unver änder t .  

Vor sor g e ( Gesunden ) un t er suchungen 

§ 82 . ( 1 )  D i e  Ver s i cher t en und i hre Angehör i gen ( §  78 ) 
* haben Anspr uch auf j äh r l i ch e i ne 
* Vor sorge ( Gesunden ) un t e r suchung . S i e i s t vom 
* Ver s i cherung s t r äger nach Maßgabe der gemäß § 1 32 b 
* Abs . 2 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes 
* er l as senen R i cht l i n i en des Haupt ver bandes der 
* ö s t e r r e i ch i schen S oz i a l ve r s i cher ungs t r äger 
* durchzuführen . 
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BSVG - Ge l t ende F assung 

( 2 )  D i e  im Zusammenhang mi t den 

Gesundenu n t er suchungen en t s t ehenden F ah r t ko s t en s i nd 

nach Maßgabe der Best i mmungen des § 85 Abs . 4 zu 

er set zen . 

Bez i ehungen zu den öf fen t l i chen Kr ankenan s t a l t en 

§ 9 1 . G r u n d s a t z  b e s t i m m u n g . F ü r  d i e  

Rege l ung der Bez i ehungen des ver s i cherUng s t r äger s z u  den 

öf fent l i chen Kr ankenans t a l t en ge l t en gemäß Ar t i ke l 1 2  

Abs . 1 Z .  1 des Bundes-ver fassUngsgese t zes i n  der 

F a s sung von 1 929 fol gende Grundsä t ze : 

1 .  unveränder t .  

2 .  A l l e  Le i s t ungen der Kr ankenan s t a l t en m i t Ausnahme 

der i m  § 27 Abs . 2 des Krankenan s t a l t engeset zes . 

BGB 1 . Nr . 1 / 1 957 . ange füh r t en Le i s t ungen s i nd 

a )  m i t den vom Ver s i cherUngs t r äger gezah l t en 
P f l egegebühr ener sät zen . 

b )  m i t den im § 27 a des Kr ankenans t a l t engese t zes 
vorgesehenen Kos t enbe i t r ägen . 

c )  be i Angehör i gen des Ver s i cher t en auch mi t dem 
Kos t enbe i t r ag nach § 80 Abs . 2 und 

d )  m i t den Be i t rägen der 
Kr ankenver s i CherUngs t r äger zum 
Kr ankenans t a l t en-Zusammena r be i t s fonds 

abgego l t en .  

3 .  b i s  5 .  unveränder t .  
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( 2 )  D i e  im Zusammenhang mi t den 
* Vor sorge ( Gesunden ) un t er s uChUngen en t s t ehenden 

* F ahr t kos t en s i nd nach Maßgabe der Best i mmungen des § 85 

* Abs . 4 zu erset zen . 

Bez i ehungen zu den ö f fent l i chen Kr ankenans t a l t en 

§ 9 1 . G r u n d s a t z  b e s t i m m u n g . F ü r  d i e  

Rege l ung der Bez i ehungen des Ver s i cherungs t r äger s z u  den 

öf fent l i chen Kr ankenans t a l t en ge l t en gemäß Ar t i ke l  1 2  

Abs . 1 Z .  1 des Bundes-Ver fassungsgese t zes i n  der 

F assung von 1 929 fol gende Grundsä t ze : 

1 .  unveränder t .  

* 2 .  D i e  den ö f fent l i chen Kr ankenansj a l ten gebühr enden 

* P f l egegebühr ener sä t ze s i nd nach Maßgabe des § 80 Abs . 3 

* zu 80 vH vom Ver s i cherUngst räger und zu 20 v H  vom 

* Ver s i cher t en zu ent r i cht en . A l l e  Le i s t ungen der 

* K r ankenans t a l t en m i t Ausnahme der i n  § 27 Abs . 2 des 

* Kr ankenans t a l t engese t zes . BGB 1 . Nr . 1 / 1 957 . angeführ t en 

* Le i s t ungen s i nd 

* a )  m i t den vom Ver s i cherung s t r äger an t e i l i g 

* gezah l t en P f l egegebüh r ener sät zen . 

* 
* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

b )  mi t den i m  § 27 a des Kr ankenans t a l t engeset zes 

vorgesehenen Kos t enbe i t r ägen . 

c )  m i t den vom Ver S i cher t en nach § 80 Abs . 2 zu 

le i s t enden Kos t enan t e i l und 

d )  mi t den Be i t r ägen der 
Kr ankenve r s i cherUngs t r äger zum 
Kr ankenans t a l ten-Zusammenarbe i t s fonds 

abgego l t en . 

3 .  b i s  5 .  unveränder t .  

§ 1 1 3 a .  ( 1 )  Kommen für den Ver s i cher ten gemäß § 1 20 

Abs . 1 d i e  Le i s t ungen aus der Pens i onsver s i cherUng nach 

d i esem Bundesgeset z  i n  Bet r ach t . so t r i t t  für männ l i che 

Ver s i cher t e . d i e  n ach Vo l l endung des 50 . Leben s j ahreS 

und für we i b l i che Ver s i cher t e .  d i e  nach Vo l l endung des 

45 . Lebensj ahreS e r s t ma l i g  aus e i nem D i en s t ve r hä l t n i s  

ausgesch i eden s i nd und e i n  anderes D i en s t verhä l t n i s  m i t 

e i ner ger i ngeren E n t l ohnung angenommen haben ( Abs . 2 ) . 

wenn es für s i e  güns t i ger i s t . d i e  nach Abs . 3 

ermi t t e l t e Bemessungsgr und l age an d i e  S t e l l e  der 

BemeSSUngsgrund l age nach § 1 1 3 .  
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BSVG - Ge l t ende F assung BSVG - Vorgesch l agene F a s sung 

* ( 2 )  D i e  Au fnahme e i nes D i en s t verhä l t n i sses m i t 
* ger i ngerer E n t l ohnung n ach Abs . 1 i s t dann anzunehmen , 
* wenn d i e  mona t l i chen Be i t r agsgrund l agen des Jahres , das 
* a u f  das J ahr des Aus sche i dens aus dem D i en s t ve r hä l t n i s  
* fo l g t , k l e i ner s i nd a l s  d i e  mona t l i chen 
* Be i t r agsgr und l agen des Jahres , das vor dem J a h r  des 
* Aussche i dens aus dem D i en s t verhä l t n i s  l i egt . § 242 
* Abs . 5 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i che r u ngsge s e t zes i s t 
* en t sprechend anzuwenden . 

* ( 3 )  D i e  Bemes sungsgrund l age i s t un t er ent sprechender 
* Anwendung des § 1 1 3 m i t der Maßgabe zu erm i t t e l n , daß 
* a l s  Bemes sungsze i t pu n k t  der 1 .  Jänner des Jahres 
* her angezogen w i rd ,  i n  dem der  Ver s i cher t e  aus dem 
* D i ens t ve r hä l t n i s  i m  S i nne des Abs . 1 ausgesch i eden i s t . 

Vor a u s s e t zungen für den Anspr uch a u f  Ausg l e i ch s zu l age Vor ausse t zungen für den Anspr uch a u f  Ausg l e i ch s z u l age 

§ 1 40 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  § 1 40 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unver änder t .  

( 4 )  Be i Anwendung der Abs . 1 b i s  3 haben außer ( 4 )  Be i Anwendung der Abs . 1 b i s  3 haben außer 
Be t r ach t zu b l e i ben : Be t r ac h t  zu b l e i ben : 

a )  unver änder t .  a )  unveränder t .  

b )  d i e  Be i h i l fen nach den besonderen Vor schr i f t en 
über den F am i l i en l a s t enausg l e i ch sow i e  d i e  
Be i h i l fen nach dem S t ud i en förderungsgese t z  und 
dem Schü l er be i h i l fengese t z ;  

c )  b i s  n )  unveränder t .  

( 5 ) und ( 6 )  unveränder t .  

( 7 )  Wurde d i e  Bew i r t scha f t ung e i nes 
l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Bet r i ebes au fgegeben , der 
Be t r i eb übergeben , verpach t e t  oder auf ander e  We i se 
j emandem zur Bew i r t scha f t ung über l a s sen , so i s t be i 
E rm i t t l ung des E i nkommens des b i sher i gen E i gen t ümer s 
( des Verpäch t er s )  ohne Rück s i ch t  a u f  Ar t und Ausmaß der 
ausbedungenen Le i s t ungen vom E i nhe i t swer t der 
übergebenen , ver pach t e t e n  oder zur Bew i r t scha f t ung 
über l as senen l an d ( for s t ) w i r t scha f t l i chen F l ächen 
�uszugehen , sofern d i e  Ubergabe ( Verpach t ung , 
Uber l as sung ) n i ch t  mehr a l s  zehn J a hr e ,  gerechnet vom 
S t i ch t ag ,  z u r ück l i egt . Be i e i ner Über gabe ( Ver pach t ung , 
Uber l a s sung ) vor dem S t i ch t ag i s t vom durch schn i t t l i chen 
E i nhe i t swer t ( Abs . 9 ) , i n  a l l en übr i gen F ä l l en von dem 
au f d i e  übergegenen F l ächen en t fa l l engen E i nhe i t swer t i m  
Ze i t punk t der Ubergabe ( Ver pach t ung , Uber l as sung ) 
a u s zugehen . A l s  mona t l i ches E i nkommen g i l t  für Per sonen , 
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* 
* 

b )  d i e  Be i h i l fen n ach den be sonderen Vor schr i f t en 
über den F am i l i en l a s t enausg l e i ch sow i e  d i e  
Be i h i l fen nach dem S t ud i en förderungsgese t z  1 983 
und dem Schü l er be i h i l fenge se t z ;  

c )  b i s  n )  unveränder t .  

( 5 )  und ( 6 )  unver änder t .  

( 7 )  Wurde d i e  Bew i r t scha f t ung e i ne s  
l an d ( for s t ) w i r t scha f t l i chen Be t r i ebes aufgegeben , der 
Bet r i eb übergeben , verpach t e t  oder a u f  andere We i se 
j emandem zur Bew i r t scha f t ung über l as sen , so i s t be i 
E r m i t t l ung des E i nkommen s  des b i sher i gen E i gen t ümer s  
( des Verpäch t er s )  ohne Rück s i ch t  a u f  Ar t und Au smaß der 
ausbedungenen Le i s t ungen vom E i nhe i t swer t der 
übergebenen , verpach t e t en oder zur Bew i r t sc h a f t ung 
über l as senen l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen F l ächen 
�uszugehen , sofern d i e  Ubergabe ( Ver pach t ung , 
Uber l as sung ) n i ch t  mehr a l s  zehn � a h r e , ger echne t vom 
S t i ch t ag ,  z u r ück l i egt . Be i e i ner Ubergabe ( Ver pach t ung , 
Uber l as sung ) vor dem S t i ch t ag i s t vorn durch schn i t t l i chen 
E i nhe i t swer t ( Abs . 9 ) , i n  a l l en übr i gen F ä l l en von dem 
au f d i e  übergebenen F l ächen en t fa l l enden E i nhe i t swer t i m  
Ze i t punk t  der Übergabe ( Ver pach t ung , Über l as sung ) 
aus zugehen . A l s  mona t l i ches E i nkommen g i l t  für Per sonen , 
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BSVG - Ge l t ende Fassung 

d i e  mi t dem Ehega t t en ( der Ehega t t i n )  i m  geme i nsamen 
Hausha l t  l eben , be i e i nem E i nhe i t swer t von 77 000 S und 
dar über sow i e  be i a l l e i ns t ehenden Per sonen be i e i nem 
E i nhe i t swer t von 54 000 S und dar über e i n  Be t r ag von 
35 vH des j ewe i l s  i n  Be t r ach t kommenden R i ch t s a t zes 
( §  1 4 1 ) ,  gerundet auf vo l l e  Sch i l l i ng .  D i ese Bet räge 
vermi ndern s i ch für E i nhe i t swer t e  u n t er 77 000 S und 
54 000 S im Ver hä l t n i s  des maßgeb l i chen E i nhe i t swer t es 
zu den genann t en E i nhe i t swer t en ,  ger unde t a u f  vo l l e  
Sch i l l i ng .  Abs . 6 i s t en t sprechend anzuwenden . 

BSVG - Vorgesch l agene Fas sung 

d i e  mi t dem Ehega t t en ( der Ehega t t i n )  im geme i n samen 
Hausha l t  l eben , be i e i nem E i nh e i t swer t von 77 000 S und 
dar über sow i e  be i a l l e i n s t ehenden Per sonen be i e i nem 
E i nhe i t swer t von 54 000 S und darüber e i n  Be t r ag von 

* 35 vH des R i ch t sa t zes , und zwar 
* 
* 
* 
* 
* 

* 1 .  für a l l e i n s t ehende Per sonen und für 
* Pens i onsberech t i g t e  au f W i t wen ( W i t wer ) pens i on bzw . auf 
* Wa i senpens i on des R i ch t sa t zes nach § 1 4 1  Abs . 1 l i t .  a 
* bb , 

* 2 .  für a l l e  übr i gen Per sonen des R i ch t s a t zes nach 
* § 1 4 1  Abs . '  1 1 i t .  a aa , 

* gerundet auf vol l e  Sch i l l i ng .  D i ese Be t r äge vermi ndern 
* s i ch für E i nhe i t swer t e  u n t e r  77 000 S und 54 000 S i m  
* Ver hä l t n i s des maßgeb l i chen E i nhe i t swer t es z u  den 
* genann t en E i nhei t swer t en , gerundet auf vol l e  Sch i l l i ng .  
* Abs . 6 i s t ent sprechend anzuwenden . 

( 8 )  b i s  ( 1 2 )  unver änder t .  ( 8 ) b i s  ( 1 2 )  unveränder t .  

R i ch t sä t ze R i ch t sä t ze 

§ 1 4 1 . ( 1 )  Der R i ch t s a t z be t rägt unbeschadet der § 1 4 1 . ( 1 )  Der R i ch t sa t z be t rägt unbeschade t der 
Bes t i mmungen des Abs . 2 Bes t i mmungen des Abs . 2 

a )  für Pen s i onsber ech t i g t e  aus e i gener 
Pens i onsver s i cher ung , 
a a l  wenn s i e  mi t dem Ehega t t en 

( der Ehegat t i n )  i m  geme i n s amen 
Hausha l t  l eben . . . . . . . . . . . . . . . . . .  � .  7 784 s ,  

bb ) wenn d i e  Vor au s s e t zungen nach 
a a l  n i c h t  zu t r e f fen . . . . . . . . . . . . . . . 5 434 s ,  

b )  für Pen s i onsberech t i g t e  au f 
W i t wen ( W i t wer ) pens i on . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 434 S ,  

c )  für 
aa ) 

bb ) 
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Pen s i onsber ech t i g t e  au f Wa i senpen s i on : 
b i s  zur Vo l l endung des 
24 . Lebensj ahres . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 029 S ,  
f a l l s  be i de E l t er n t e i l e  
ver s t or ben s i nd . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 048 S ,  
nach Vo l l endung des 
24 . Lebensj ahres . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 604 S ,  
f a l l s  be i de E l t er n t e i l e  
ver s t or ben s i nd . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 434 S .  

* 

* 

* 

* 

* 

* 

* 

a )  für Pen s i onsber ech t i g t e  aus e i gener 
Pen s i onsver s i cherung , 
aa ) wenn s i e  mi t dem Ehega t t en 

( der E hega t t i n )  i m  geme i nsamen 
Hausha l t  l eben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 984 s ,  

bb ) wenn d i e  Vor ausset zungen nach 
aa l n i ch t  zu t re f fen . . . . . . . . . . . . . . . 5 574 s ,  

b )  für Pen s i onsberech t i g t e  auf 
wi t wen ( W i t wer ) pens i on . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 574 S ,  

c )  für 
aa l 

bb ) 
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Pen s i onsberech t i g t e  auf Wa i senpens i on :  
b i s  zur VO l l endung des 
24 . Lebensj ahres . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 08 1 S ,  
fa l l s  be i de E l t e r n t e i l e  
ver s t or ben s i nd . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 1 27 S ,  
nach Vo l l endung des 
24 . Lebensj ahres . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 697 S ,  
fa l l s be i de E l t e r n t e i l e 
ver s t or ben s i nd . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 574 S .  
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Der R i ch t sa t z  nach l i t .  a erhöh t s i ch um 580 S für j edes 
K i nd ( §  1 1 9 ) , dessen Net t oe i nkommen den R i ch t sa t z  für 
e i n fach verwa i s t e  K i nder b i s  zur  Vo l l endung des 
24 . Lebensj ahres n i ch t  er r e i ch t . 

( 2 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Bes t e l l ung der Ver s i cherungsver t re t e r  

§ 1 86 .  ( 1 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  Sche i de t  e i n  M i t g l i ed oder e i n  S t e l l ver t r e t e r  
dauer nd aus , s o  h a t  d i e  S t e l l e ,  d i e  d e n  Ausgesch i edenen 
bes t e l l t h a t . für den Res t  der Amt sdauer e i n  neues 
M i t g l i ed ( e i nen neuen S t e l l ver t r e t er ) zu bes t e l l en .  B i s  
zur  Bes t e l l ung des neuen M i t g l i edes g i l t  Abs . 5 zwe i t e r  
S a t z  e n t sprechend . 

E n t hebung von Ver S i Cher ungsver t re t er n  
( S t e l l ver t r e t er n ) 

§ 1 88 .  ( 1 )  b i s  ( 7 )  unver änder t .  

Vor s i t z i n  den Verwa l t ungskörpern 

§ 1 92 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Den Vor s i t z  i m  Ren t en ( Pens i on s ) au s schuß und i m  
Rehab i 1 i t a t i on s a u s schuß h a t  abwech se l nd e i ner der be i den 
Ver t r e t er der Ver s i cher t en zu führen . 
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* Der R i ch t sa t z  nach l i t .  a erhöh t  s i ch um 595 S für j edes 
K i nd ( §  1 1 9 ) , dessen Ne t t oe i nkommen den R i ch t s a t z  für  
e i n fach verwa i s t e  K i nder b i s  zur  Vo l l endung des 
24 . Lebensj ahres n i ch t  e r r e i ch t . 

( 2 )  b i s  ( 5 ) unveränder t .  

Bes t e l l ung der Ver s i cher ungsver t re t er 

§ 1 86 .  ( 1 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

( 6 )  Sche i de t  e i n  M i t g l i ed oder e i n  S t e l l ver t r e t e r  
dauernd aus , s o  h a t  d i e  S t e l l e .  d i e  den Ausgesch i edenen 
bes t e 1 l t  hat , für den Res t der Amt sdauer e i n  neue s 
M i t g l i ed ( e i nen neuen S t e l l ver t r e t er ) zu bes t e l l en .  B i s  
zur Bes t e l l ung des neuen M i t g l i edes g i l t  Abs . 5 zwe i t e r  

* S a t z  e n t sprechend . I s t  d i e  Bes t e l l ung d e s  neuen 
* M i t g l i edes ( S t e l l ve r t r e t er s )  durch e i ne E n t hebung des 
* au sgesch i edenen M i t g l i edes ( S t e l l ver t r e t er s )  von s e i nem 
* Amt ( §  1 88 )  er forder l i ch geworden und t r i t t  nach t r äg l i ch 
* d i e  E n t sche i dung über d i ese E n t hebung außer K r a f t , so 
* er l öschen m i t dem g l e i chen Ze i t pu n k t  d i e  r ech t l i chen 
* W i r kungen der Bes t e l l ung des neuen M i t g l i edes 
* ( S t e l l ver t re t er s ) .  

E n t hebung von Ver s i cher ungsver t r e t er n  
( S t e l l ver t r e t e r n ) 

§ 1 88 .  ( 1 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

* ( 8 )  Der Beschwerde gegen d i e  E n t hebung e i nes 
* Ver s i cherungsve r t r e t er s  ( S t e l l ver t re t er s )  von se i nem Amt 
* kommt ke 1 ne au fsch i ebende W i r kung zu . E i ne Au fhebung der 
* E n t sche i dung über d i e  E n t hebung e i nes 
* Ver s i cherungsve r t r e t e r s  ( S t e l l ver t r e t er s )  w i r k t  n i ch t  
* zurück . 

Vor s i t z  i n  den Verwa l t ungskör pern 

§ 1 92 .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unver änder t .  

* ( 4 )  S che i de t  der Vor s i t zende ( S t e l l ver t r e t er des 
* Vor s i t zenden ) e i nes Verwa l t ungskörper s i n fo l ge e i ner 
* E n t hebung von se i nem Amt a l s  Ver s i cherungsver t r e t er 
* ( §  1 88 )  aus und t r i t t  nach t r äg l i ch d i e  E n t sche i dung über 
* d i ese E n t hebung außer Kr a f t , so er l öschen m i t dem 
* g l e i chen Ze i t punk t d i e  r ech t l i chen W i rkungen e i ner 
* bere i t s er fo l g t en Wah l se i nes Nach fo l ge r s  und es i s t 
* neuer l i ch e i ne e n t sprechende Wah l durchzu führ en . 
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BSVG - Ge l t ende F assung 

Ge�e i n same Au fgaben des Vor s t andes und des 
Uberwachungsau sschusses ; Au fgaben des 

erwe i t e r t en Vor s t andes 

§ 1 97 .  ( 1 )  In nac h s t ehenden Ange l �genhe i t en hat der 
Vor s t and im E i n ve r s t ändn i s  m i t dem Uberwachungsausschuß 
vor zugehen : 

1 .  u n ver änder t .  

2 .  be i der E r r i ch t ung von Gebäuden , d i e  Zwecken der 
Verwa l t ung , der Kr ankenbehand l ung , der Ans t a l t sp f l ege , 
der Jugend l i chen- und Gesundenun t er suchungen , der 
Un fa l l he i l behand l ung , der Rehab i l i t a t i on ,  der Maßnahmen 
zur F e s t i gung der Gesundhe i t ,  der K r ankhe i t sverh ü t ung 
oder der Gesundhe i t svorsorge d i enen s o l l en ,  sow i e  be i 
der S c h a f fung von der ar t i gen Zwecken d i enenden 
E i nr i ch t ungen i n  e i genen oder f r emden Gebäuden ; das 
g l e i che g i l t  auch für d i e  E r we i t erung von Gebäuden oder 
E i n r i ch t ungen , sowe i t  es  s i ch n i ch t  nur um d i e  
E r ha l t ungs- oder I n s t ands e t zungsarbe i t en oder um d i e  
E r neuerung des I nven t a r s  hande l t ;  

3 .  b i s  6 .  unveränder t .  

( 2 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

E l ek t ron i sche Da t enver arbe i t ung 

§ 2 1 9a .  Der Ver s i cherungs t r äger i s t i n sowe i t  zur 
E r m i t t l ung , Ver a r be i t ung und Übermi t t l ung von 
per sonenbezogenen D a t en i m  S i nne des 
D a t enschut zgese t zes , BGB 1 . Nr . 565/ 1 978 , ermäch t i g t , a l s  
d i es zur  E r fÜ l l ung der i hm geset z l i ch über t r agenen 
Au fgaben e i ne wesen t l i che Vor ausset zung i s t .  

SE I TE 1 3  
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�------
BSVG - Vorgesch l agene Fas sung 

( 5 )  Den Vor s i t z i m  Ren t en ( Pens i on s ) au s schuß und i m  
Rehab i l i t a t i on saus schuß h a t  abwechse l nd e i ner der be i den 
Ver t re t er der Ver s i cher t e n  zu führen . 

Geme i n same Aufgaben des Vor s t andes und des 
Überwachungsaus schusses ; Au fgaben des 

erwe i t er t en Vor s t andes 

§ 1 97 .  ( 1 )  In nach s t ehenden Ange l �genhe i t en hat der 
Vor s t and im E i nver s t ändn i s  m i t dem Uberwachungsausschuß 
vor zugehen : 

1 .  unveränder t .  

2 .  be i der E r r i ch t ung von Gebäuden , d i e  Zwecken der 
Verwa l t ung , der Kr ankenbehand l ung , der Ans t a l t sp f l ege , 

* der Jugend l i chen- und Vor sorge ( Gesunden ) un t er suchungen , 
* der Un fa l l he i l behand l ung , der Rehab i l i t a t i on ,  der 
* Maßnahmen zur F e s t i gung der Gesundhe i t ,  der 
* Kr ankhe i t sve r h ü t ung oder der Gesundhe i t svor sorge d i enen 
* sol l en ,  sow i e  be i der Schaf fung von derar t i gen Zwecken 
* d i enenden E i nr i ch t ungen i n  e i genen oder f r emden 
* Gebäuden ; das g l e i che g i l t  auch für d i e  E rwe i t er ung von 
* Gebäuden oder E i nr i ch t ungen , sowe i t  es  s i ch n i ch t  nur um 
* d i e  E r ha l t ungs- oder I n s t andse t zungsarbe i t en oder um d i e  

E r neuerung des I nven t ar s  hande l t ;  

3 .  b i s  6 .  unveränder t .  

( 2 )  b i s  ( 5 )  unver änder t .  

E l ek t r on i sche Dat enver arbe i t ung 

§ 2 1 9a . Der Ver s i Cherungs t r äger i s t i nsowe i t  zur 
E r m i t t l ung , Ver a r be i t ung und Übermi t t l ung von 
per sonenbezogenen D a t en im S i nne des 
Dat enSChut zgese t zes , BGB 1 . Nr . 565/ 1 978 , ermäch t i g t , a l s  
d i es zur E r fü l l ung der i hm gese t z l i ch über t r agenen 

* Au fgaben e i ne wesen t l i che Vor ausset zung i s t .  Z u  den 
* j hnen gese t z l i Ch über t r agenen Au fgaben zäh l t auch d i e  
* Uberm i t t l ung der be i der E i nhebung der i m  § 2 7  a des 
* Kr ankenans t a l t engese t zes vorgesehenen Kos t enbe i t r äge 
* not wend i gen Da t en . 
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BSVG - Ge l t ende F a ssung BSVG - Vorgesch l agene F a s sung 

SE ITE 1 4  

* Umrechnung von aus l änd i schen E i nkün f t en 

* § 2 1 9  b .  S i nd E i nkün f t e  zu berück s i ch t i gen , d i e  i n  
* aus l änd i scher Währ ung e r z i e l t  werden , s i nd s i e  i n  
* Sch i l l i ng nach den i n  den M i t t e i l ungen des D i rek t or i ums 
* der Des t er r e i ch i schen Nat i ona l bank ver l au t bar t en 
* Jahres ( Mona t s ) durchschn i t t es der M i t t e l kur se für Dev i sen 
* für d i e  an der W i ener Bör se not i er t en Währungen 
* umzurechnen . E i ne Kur sänderung u n t e r  10 vH gegenüber der 
* l et z t en Umrechnung b l e i b t unberück s i ch t i gt . 
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